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Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Dienstag den 6. Dezember 1892.

Beginn: 12 Uhr.

Tagesordnung:
!. Eingänge.
2. Beschlußfassung des Prouinziallandtags über die Organisation der Denkmalspflege in der

Rheinprovinz. Dazu Bericht und Anträge des Pruvinzialausschusses. Drucksachen Nr. 22, 25.
3- Bericht uud Autrag, betreffeuddeu Ablauf der Dienstzeit des Landesbauraths Drcling. Druck¬

sachen Nr. 3. Berichterstatter des Proviuzialausschusses: Laudesdirektor Klein.
4. Bericht uud Antrag des Pruvinzialausschusses, betreffeud die Errichtung von laudwirth-

schaftlichcnWintcrschulen zu Wetzlnr und Crefeld. Drucksacheu Nr. 10, Berichterstatter des
Proviuzialausschusses: Gutsbesitzer hieven.

5. Bericht nnd Anträge des Provinzialansschusscs, betreffend die Unnuandluug der Taub¬
stummenanstalt zu Aachen in eine Provinzial-Taubstiunmcnanstalt. Drucksacheu Nr. 13.
Berichterstatter des Proviuzialausschusses: Commerzieurath Lueg.

6- Bericht und Anträge des Proviuzialausschusses, betreffend die Ausbildung des unteren
Straßcnbaupersouals. Drucksachen Nr. 14, Berichterstatter des Proviuzialausschusses: Landes-
dircltor Klein.

7- Bericht des Pruvinzialausschnsses über deu Erlaß und die Ausführung des Gesetzes, betreffend
die Heranziehung der Fabriken .'c. mit Vorausleistungen für den Wegebau in der Rhein¬
provinz, vom 4. August 1891. Drucksachen Nr. 15. Berichterstatter des Provinzialaus-
schusses: Major a. D. Schmidt von Schwind.

s> Bericht und Antrag des Proviuzialausschusses über die Veräußerung eines Gruudstückes bei
Lützel-Cubleuz.Drucksachen Nr. 1«. Berichterstatter des Proviuzialausschusses: Direktor Klem.

^ Bericht uud Autrag des Proviuzialausschusses, betreffend die Uebernahme der Straße von
, Essen nach Gclsentirchen als Provinzialstraße. DrucksachenNr. 20.
l"> Bericht und Anträge des Proviuzialausschusses. betreffend Antrag der Städte Barmen und

LiMringhansen ans Uebernahme der sogenannten Veckmann'schen Straße. Drucksachen Nr. 24.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußcu: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der gestrigen Sitzuug liegt im Bureau zur Einsicht der Herreu offeu.
Das Protokoll führt heute zu meiuer Rechte,, Herr Abgeordneter Linz, du Rednerliste

iu Meiner Linken Herr Abgeordneter Vroich.
Ich habe Ihueu Mittheiluug zu machen über zwei Eingänge^ Der erste .st em Gesuch

"'" Beihülfe zur Restauriruug der Schwaueukirchezu Forst. Beznk Cobleuz. Ich werde das-
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selbe mit Ihrer Zustimmung an die I. Fachcommission zur Vorbcrathung überweisen. Das
zweite ist eine Einladung des Vorstandes des Künstlervereins „Malkasten", der die Herren ein¬
ladet, ihn während der diesmaligen Tagung recht häusig mit Ihrem Besuchezu erfreue,,.

Wir trcteu in die Tagcsordnuug ein. Den ersten Gegenstand derselben bildet der
Bericht und die Anträge des Provinzialausschusses über die Organisation der
Denkmalspflege in der Rheinprovinz. Referent ist Herr Landcsdirektor Klein.

Ich ertheile dem Herrn Landesrath Kehl als dem Vertreter des Herrn Landesdirektors
das Wort zum Referat.

Berichterstatter Landesrath Kehl: Meine Herren! Die Vorlage der Königlichen
Staatsrcgicrung über die anderweitige Orgauisation der Denkmalspflege in der Nheinprovinz
ist in Nr. 22 der Drucksachencuthalten und befindet sich in Ihren Händen. Dazu gehört eiue
andere Nummer der Drucksachen, Nr. 25, die deu entsprechenden Antrag des Provinzial¬
ausschussesan deu Provinziallandtag cuthält.

Meine Herrcu! Ich darf auuchmcn, daß der Inhalt der Vorlage der Königlichen
Staatsregicrung sowohl, wie der Beschluß des Provinzialausschusses im Wesentlichen Ihnen
bereits geläufig ist, uud darf mich daher auf einige zusammenfasseudeund erläuternde Bemerkungen
beschränken.

Da Sie durch die anderweite Organisation der Denkmalspflege in der Nheinprovinz
etwas Neues schaffe,, sollen, so haben Sie wohl zunächst den Wunsch zu hören, an wessen Stelle
dieses Neue treten soll, das Sie ins Leben rufen wollen.

Meine Herren! Die Denkmalspflege liegt augenblicklichin großer Zersplitteruug und
Zerstreuung. Es sind im Wesentlichen 3 Faktoren, die daran bctheiligt sind. Zunächst der
Staat, an der Spitze das Kultusministerium und die Behörden der Königlichen Staatsregicrung,
die Regierungen, Landrathsämtcr uud die Gemeindebehörden. Meine Herren! Es ist ein weiter
Weg von der Auffindung eines Denkmals der Vorzeit, das der Erhaltung würdig ist. bis
hinauf zu der Stelle, die staatlich berufen ist, zu der Erhaltuug des Denkmals das entscheidende
Wort zu sprechen. Es ist häufig vorgekommen, daß von sehr erhaltungswürdigen Denkmälern
den zuständigen Behörden erst dann Mittheilung zugegangen ist, nachdem für die Erhaltung
des Denkmals kaum noch etwas zu thun übrig geblieben war. Neben dieser Denkmalspflege
des Staates, die schwierig in der Ausführung ist, weil sie ziemlich allein steht, steht die Unter¬
haltung der Denkmäler, die den Provinzen in einem gewissen Umfange zugewiesen ist.

Es ist Ihnen bekannt, daß durch das Dutatiunsgesetz vom Jahre 1«?5 mich den Pro¬
vinzen die Förderung von Kunst und Wissenschaft übertragen worden ist, besonders die Erhaltung
und Uebcrwachung erhaltungswürdiger Denkmäler der Vorzeit. Indessen, nicht nur das; d,e
Mittel nicht sehr ausgedehnt wäre,,, die aus dem Dotatiunsgesctz nns für diefe Zwecke zur
Verfügung gestellt wurden, — auch eine kräftigere Handhabung dieser Mittel konnte nicht platz-
greifen, da im Allgemeinen zu wcuig bekannt war, daß überhaupt die Proviuzialuerwaltung
für derartige Augclegcuheiteu Fonds zur Verfügung halte. Es sind iu Folge dessen >» den
letzten Jahren häufig unsre dafür disponiblen Funds nur iu einem geringen Umfange in Anspruch
genommen, sudaß wir sie für andere ähnliche Zwecke verwenden luuuteu.

Ich erinnere namentlich an die Denkmalsstatistik, die die Rheinprovinz übernommen
hat. eine große Aufgabe, die die Provinzialvcrwaltung in der Zwischenzeit,wie Ihnen aus dem
Verwaltnngsbcrichtc bekannt ist, in die Hand genommen hat, die Aufnahme eines Inventars
der sämmtlichenDenkmäler der Nhciuproviuz. Vor einer Reihe von Jahren ist aus den Hände«
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eines Gelehrten. Dr. Lchseldt, eine Publikation ans Veranlassung der Pruvinzialverwaltung
hervorgegangen nnd zum Theil auch Ihnen bekannt uud in Ihren Händen, eine Publikation,
die den Regierungsbezirk Coblenz umfaßt. Seitdem hat die Herausgabc des Werkes in andere
Hände gelegt werden müssen uud wir können sagen, daß jetzt außerordentlich fleißig geschaffen
wird; der neue Vaud, der 4 Kreise des Regierungsbezirks Düsseldorf umfaßt, ist schon im
Druck erschienenund ist, wie ich mit Stolz sagen darf, nach Inhalt und Form der Ausführung
ein Musterwcrk.

Dann kommt noch als dritter Faktur für die Nuterhaltuug der Denkmäler die Thätig¬
keit von Vereinen und Privaten in Betracht, die in vcrfchiedenenOrten zerstreut liegen, ohne
einheitliche Zusammenfasfuug, Es ist uuu beabsichtigt, durch die neue Organisation eine Aende¬
rung dahin eintreten zu lasse», daß alle diese im Augenblickzerstreut wirkenden Kräfte zu einem
Ganzen zusammengefaßt werden, das die Pflege uud Unterhaltung der Deukmäler thatkräftiger
wie bisher fördern kann. Die hierauf bezügliche»Pläuc beruhen, wie Sie aus der Vorlage
^sehcn haben, auf Erörterungen iu einer Konferenz zwischen Vertretern der Königlichen Staats-
regicruug uud der Proviuzialverwaltung, nnd man hat Folgendes beabsichtigt: Man will eine
^wviuMlcummissiuu schaffen als Eeutralstellc für die Erforschung uud Nuterhaltuug der
Denkmäler der Provinz, Diese Centralcummission soll der Provinzialausschuß sein, und zwar
verstärkt durch sachverständigeMitglieder aus den Einwohnern der Provinz. Sie haben die
"Ufgabcn diefer Pruvinzialeommissiun iu den Darlegungen ans Seite 2 der Vorlage der
Königlichen Staatsrcgieruug im Wesentlichen vor Augeu. Ich brauche nicht Alles zu wieder¬
holen und darf mich auf die betreffenden Absätze dort beziehen. Als Organ und sachverstün-
"ger Veirath für diese Proviuzialcommissiou soll in erster Linie ein Provinzialconservator
^'gestellt werden, der die ausführende uud vorbereitende Behörde für dicfe Provinzialcummissiun
'!t' Es soll das aber nicht, wie besonders hervorgehoben werden muß, ciue büreaukratische
Zurichtung sein; es soll eine Art Ehrenamt geschaffenwerde», der Conscrvator soll blos eine
^llig bemessene Entschädigung für Reisctosteu beziehen uud als ciuen Ersatz für Auslagen, die
lh»> uubediugt in Ausübung seines Amtes znr Last fallen. Dieser Provinzialconservator wird
°°N der Commission, also von dem durch einige sachverständigeMitglieder verstärkten Provinzial¬
ausschuß. zunächst auf ,', Jahre gewählt werde». Der Fonds für Kunst und Wissenschaft,aus
d°M die erforderlichen Auslagen zn erfolgen hätten, würde jährlich 1200 Mark dazu vei-
'"gcn müffeu.

Im Ganzen ist angenommen, daß der Provinzialconservator diese Reisekostenmit einer
Summe von 2400 M. bestreitet, uud von diesen 2400 M. soll die eine Hälfte auf den Staat
""d die andere Hälfte auf die Provinz vertheilt werden. Eine Ncubelastung des Provinzial-
verbandes liegt insofern allerdings dari», aber besondereMittel brauchen nicht zur Perfügung
^stellt zu werden, da der Etatsfonds für Kunst und Wissenschaft, der in diesem Etat vorgelegt
'>l, eine ausreichende Summe auswirft, um die für den Provinzialconservator erforderlichenAus¬
gaben vollständig zu decken. Ich habe daher die Ehre, den, hohen Haufe den Antrag zu unter-
weiten, daß er sich mit dem Vorschlagedes Provinzialcmsschusseseinverstanden erkläre. Es wird
"as dem Provinziallandtag der Nheinvrovinz umsowemgerschwer fallen, als er bei der Förderung
"°" Kunst uud Wissenschaftsich stets als kunstsinniger und freigiebiger Medicäer erwiesen hat,
°« auch diese geringfügigen Mittel aus dein zur Verfügung stehenden Fonds gern bewilligen wird,
^e Denkmäler, die noch erhalten sind, sind gerade in unserer Provinz so außerordentlich zahlreich,
"ach dein sachverständigenGutachten des Herrn Dr. Clemen, der augeublicklichmit der Inven-
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tarisirung der Denkmäler der Rheinprovinz sich befaßt, betragen die Denkmäler in der Nhein-
provinz allein '/< der sämmtlichenDenkmäler der Monarchie. Es ist dies erklärlich, denn jede
historische Epoche hat auf dem rheinischenBoden ihre Spuren zurückgelassen.

Die Arbeit der Commissionwird eine sehr große, ihr Arbeitsfeld ein sehr ausgebreitetes
und, wie ich hoffe, ihre Tlmtigkeit eine segensreichesein. (Veifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle die Anträge des Provinzialausschusscs
zur Diskussion. Das Wort hat Herr Abgeordneter Courth.

Abgeordneter Courth: Der Herr Referent hat fortwährend von einem Provinzial-
cunservator gesprochen. Nach dem Antrage des Provinzialausschusses, der Ihnen vorliegt,
sollen aber die diesem Conscrvator zugewiesenen Rechte und Pflichten den Direktoren der
Provinzialmuseen zu Bonn und Trier überwiesen werden. Es würde sich also thatsächlich
um 2 Couservatorcu handeln, und ich möchte doch die Frage anregen, ob das richtig ist, ob
es sich nicht empfiehlt diese Sache in einer Hand zu ecutralisiren, damit sie auch einheitlich
geregelt wird. Es würde dann nichts anderes übrig bleiben, als sich für einen der Muscums-
direktorcn, welche allerdings beide geeignet sein werden, zu entscheiden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Conze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: Nach den Mittheilungen des Herrn Referenten ist es nöthig,

sehr rasch zu handeln. Es ist bereits sehr viel von unsern Kuustdcnkmälern zerstört worden,
und wenn sie erhalten werden sollen, müssen wir rasch handeln, nm zu bewahren, was zu
zu erhalten ist. Es bestehen noch sehr werthvulle Kunstdenkmäler, die wenig bekannt sind.
Wir hatten kürzlich eine amtliche Anfrage in meiner Gemeinde über das, was an Kunst-
dcnkmälern vorhanden ist, und daraus habe ich entnommen, daß das, was wir haben, unbekannt
ist. Ich bin aber der Ansicht, daß durch deu Provinzialausschuß, der durch die Sachverständigen
verstärkt sein würde, die ganze Arbeit etwas schwerfällig ausgeführt werden würde; ich denke
mir, daß, wenn man recht wirksam arbeiten will, man solche Männer au die Arbeit rufen
muß, die von ganzem Herzen bei der Sache sind.

Nun habe ich die Ueberzeugung, daß der Provinzialausschuß sehr warm intcrcssirt ist
für Alles, was zur Ehre der Provinz gereicht. Aber hiermit ist noch nicht gesagt, daß jeder
der betreffendenHerren im Provinzialausschusse auch Verständniß für die Kunst habe. Ich würde
glauben, daß es am besten wäre, wenn der Provinzialausschuß eine Subeummission bildete,
bestehendaus denjenigen Mitgliedern, die wirklich ein persönliches nnd warmes Verständniß für
die Knnstdenkmäler haben, und daß man die Zahl der Sachverständigen für die Commission
recht groß faßte. Es ist unbedenklich, die Zahl der Sachverständigen sehr groß zu nehmen!
ich würde es für unbedenklich halten, aus jedem Kreise eine Persönlichkeit zu ernennen. Es
ist ja nicht nöthig, beständig die ganze Commission zusammenzuberufcu,wenn man für einen ein¬
zelnen Theil der Provinz fürsurgen will, und ich möchte Ihnen darum zu erwägeu geben, ^ ohne
einen Antrag zu stellen — ob man nicht die Organisation dahin vereinfachen will, daß der
Provinzialausschuß eine Subcommissiuu bildet uud diese Subeommissiou sich die Sachverständigen,
etwa aus jedem Kreise einen, auswählen könnte. Es bleibt dann immer noch für das, was
später der Provinz an Kosten auferlegt werden könnte, eine Entscheidung des Provinzialaus¬
schusses im Ganzen herbeizuführen. Es würden eben nur die Vorarbeiten durch die Mitglieder
der erwähnten Commission besorgt werden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter von Grand-NY-
Abgeordneter von Grand-Ny: Meine Herren! Im großen Ganzen stehe ich auf dein

Boden der Vorlage des Provinzialausschusscs. Ich würde es für bedenklichhalten, wenn »MN
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mehrere sclbstständigeCommissionen jetzt formell anordnete, wie es der Herr Vorredner meint,
und so die Einheitlichkeit der Leitung gefährdete. Ich glaube, daß es vollständig genügt, wenn
der Provinzialausschuß, der in seiuer Stellung bei Verwendung der provinziellen Mittel darauf
hingewiesen ist, der Erhaltung der Kunstdenkmäler seine Sorge zu widmen, ermächtigt wird,
geeignete Sachverständige und Kunstfreunde aus der Provinz zuzuziehenund sich ihres Rathes
uud ihrer Hülfe zu bedienen, er wird damit in der Lage sein, in einzelnen Fällen auch
besondere Commissionen für bestimmte Zwecke zu berufen; hiermit ist eine weit größere Freiheit
und Bewegung gegeben, als in der formellen Anordnung einer bestimmten Commifsion. Die
Vorlage hat den von mir sehr sympathischbegrüßten Gedanken zum Ausdruck gebracht, der ja
auch vou dem Herrn Minister bei der Anordnung der Provinzialcommissiun betont wird, daß
es sich hier nicht um eine bürcautratische Einrichtung und Leitung handele; es soll im Gegen¬
theil der lebendige Verkehr mit den einzelnen Theilen der Provinz, mit Korporationen, Vereinen
und Personen, die sich für die Erhaltung der Kunstdentmäler interessiren, gesucht und dadurch eine
engere Fühlung mit den Bestrebungen im Lande herbeigeführt und eine wechselseitigeAnlehnung
und Anregung gegeben werden. Wenn diese Grundsätze zur Richtschuur dienen, wird nnbedcnklich
der Provinzialausschuß mit der Sache betraut werden können.

Was nun den dritten Theil des Antrages des Provinzialausschussesbetrifft, den der Herr
Iustizrath Courth bemängelt hat, so scheint mir dieser so zu verstehen zu sein, daß ein gewisser
Theil der Kunstobjette, nämlich die prähistorischen, römischen und fränkischenAlterthümer, aus
dem allgemeinen Nahmen herausgenommen und der besonderenObhut der Direktoren der Pro-
vinzialmuseenübertragen wird und die Herren in Vezug hieranf dem Provinzialconservator gleich,
gestellt werden. Ich halte dies für vollkommengerechtfertigt und möchte sehr gerne den Herren,
die an der Spitze der Museen stehen, auch diese ausgedehnten Vollmachten zur Erforschung der
Kunstdenkmll'lerverliehen wissen im Interesse einer wirksamen Thätigkeit auf einem Gebiete,
b"n sie sich scho„ ^tzt gewidmet, Sie haben ihre Stellung neben dem Provinzialconservator und
befürchte ich Conflikte unter ihnen nicht. Darum „lochte ich allerdings bitten, baß der Provinzial¬
conservator mit Sorgfalt ausgewählt werde, daß ein Mann berufen werde, der den Verhältnissen
unserer rheinischen Provinz durchaus nahe steht, Liebe und warmes Interesse ihren Denkmälern,
insbesondereauch des christlichen Mittelalters, entgegenträgt.

Nun „lochte ich noch, anschließendan den Vortrag des Herrn Referenten auf das die
Kunstdenkmälerder Nheinprovinz betreffendeWerk hinweifen und mich dem so eben vernommenen
Urtheil voll anschließen. Es verdient in der That dieses Werk volle Anerkennung und Unter¬
stützung. Diese letztere möchte ich vor allen Dingen den Herren des Provinziallandtags ans Herz
legen und zu bedenken geben, daß jedes größere Unternehmen auf dem Gebiet der Kunst nur dann
v°lle Frucht bringt, wenn es im Volke Wiederhall findet. Die Mitglieder dieser Versammlung
"er, die ja durch die großen Gaben, die sie für Erhaltung der Kunstbenkmälerins Land hmem-
bringen, für diese ihr warmes Interesse bekunden, werden es gewiß nicht unterlassen wollen, der
Verbreitung dieses Werkes welches, wie kaum ein anderes, so ganz uuserer Provinz und rhren
Denkmälern gewidmet ist, auch ihre persönlicheMitwirkung zu Theil werden zu lassen. (Nelfall,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Herr Freiherr von Solemacher-Antweller hat
bas Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich Menüch
" meiner Eigenschaft als zeitweilig noch funktionirender Vorsitzender des Provmzlalausschusses
Meldet, um einen Irrthum in den Bemerkungen des Herrn AbgeordnetenCourth aufzuklären und
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gleichzeitig, »m Herrn Conze zu antworte». Jetzt habe ich es nicht mehr nöthig, da zu
meiner grüßen Freude Herr von Grand-Nh die Gedanken ausgesprochenhat, die ich als Vor¬
sitzenderdes Ausschussesauch ausgesprochenhaben würde, und namentlich danle ich Ihnen für
die warme Empfehlung des Wertes über die Dentmülcrstatistik.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Wünscht noch Jemand das Wort? Herr
Abgeordneter Eonze hat das Wort.

Abgeordneter Conze: Es hat mir genügt, die Anregung zu geben, daß man die
Zahl der Sachverständigen möglichstausdehuen möge, ich bin überzeugt, daß wenn der Provinzial»
ansschuß an der Arbeit sein wird, er von selbst dahin gelangen wird, sei es eine Subcommission
«.ä noo oder ciue Subcommission ein für alle Mal zu cruennen. Ich halte es für unausführ¬
bar, daß der Pruvinzialausschnß sich stets in seinem ganzen Bestände mit der Sache beschäftigt,
und Beschäftigung mit den Dingen im Einzelnen ist unerläßlich, wenn es sich um Beurtheilung
dessen handelt, was erhalten werden soll. Die Bemerkung des Herrn Abgeordneten Courth
war irrthümlich. Die Cunscrvirnng der prähistorischen, römischen uud fränkischenAlterthümer
fällt beinahe ganz außerhalb des Nahmens der Denkmalsfragc. Es handelt sich dort nin
Dinge, die entweder schon vorhanden uud in Museen aufbewahrt sind, oder um solche Dinge,
die noch gefuudeu werden sollen. Also das fällt außerhalb des Rahmens der Arbeiten der
jetzt zu bildende» Commission.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich erkenne an, daß ich mich insofern geirrt habe. Es

soll den Direktoren der Provinzialmuseeu die Unterhaltung der prähistorischen, fränkischen
und römischenAlterthümer übertrageu werden. Aber ich möchte zu bcdeukeu gebe», ob es
richtig ist, die sämmtlichen in dem Erlaß vom I. November 1891 dem Pruvinzialconservator
zugewiesenenNcchtc und Pflichten diesen Direktoren zn übertragen. Ich beantrage, dies fort¬
fallen zu lasfeu, von dem Gesichtspunkteausgehend, daß die Spitze des Ganzen der Provinzial-
confervator fein soll.

Stellvertretender Vorsitzender Jan Heu: Wollen Sie den Autrag einreichen? Es liegt
leine Meldung mehr vor. Ich schließe die Diskussion und ertheile dem Herrn Landesrath Kehl
als dem Vertreter des Herrn Referenten das Schlußwort.

Landesrath Kehl: Die von dem Herrn AbgeordnetenCourth angeregte Frage war durch die
Vorlage der Königlichen Staatsregierung gestreiftworden, und wenn da dem Antrage des Prouinzial-
ausschussesund den Wünschen der KöniglichenStaatsregierung nicht sollte entsprochen werden,
so würden Sie in ein Arbeitsfeld eingreifen, das unsere beide» Muscumsdirektoren augenblicklich,
wie ich wohl sagen darf, niit hoher Einsicht, rastlosem Fleiß und glücklicher Hand seit langen
Jahren bearbeiten. Wenn ich in dieser Beziehung noch Eins hervorheben darf, so möchte ich
erwähnen, daß einer der beiden Herren in Anerkennung seiner Leistungen in die Reichs-I^im^«-
commissionberufen ist und dort auf demselbenGebiete und mit einem ebenso großen Erfolge
thätig ist, wie er in der Nheinvrouinz bisher gearbeitet hat. Das gilt auch von dem andern
Herrn Direktor, der in dem ihm überwiesenen Bezirk mit dem größten Erfolg thätig ist.

Es würde jedoch wohl auch aus anderem Grunde laum zulässig sein, der Anregung des
Herrn Abgeordneten Courth Folge zu geben. Sie greifen damit in die Rechte der Museums¬
commissionein, die fortwährend mit den Direktoren der Museen conferirt, und Sie würden doch
da nur hemmend eingreifen können. Ich möchte also bitten, es lediglich bei dem Antrage des
Provinzialausschussesbewenden zu lassen.
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Meine Herren! Wenn der Herr AbgeordneteConze gemeint hat, daß der Provinzialausschuß
der Aufgabe vielleichtnicht ganz gewachsen sein würde, weil er ein zu großer und schwerfälliger
Apparat ist, so möchte ich doch zu erwägen geben, ob das, was er im Auge hat, nicht noch schwer¬
fälliger ist. Er will also eine Subcommission, bestehend aus Mitgliedern des Provinzialausfchusses,
ergänzt durch Mitglieder aus fast allen Kreisen der Provinz. Meine Herren! Das wird vielleicht
"och schwieriger sein. Wir dürfen hoffen, daß die Provinzialcommission in der Person des
Eonscruators, wie wir erwarten, den Arm findet, der die Hauptarbeit vorbereitet und ausführt.
Der Provinzialconferuator ist es, der fortwährend die Fühlung mit den Vereinen und Privaten,
die sich für die Sache intcrcfsiren, und auch mit den Behörden übernimmt und der der Provinzial-
commifsiondie erforderlichenMittheilungen macht. Ich glaube, wenn Sie das bedenken,so wird
eine Schwerfälligkeit diesem Apparat kaum noch nachgesagt werden können, und ich kann daher
nur bitten, daß die Anträge des Prouinzialausschussespui-6 angenommen werden.

In Bezug auf das Werk, was augenblicklich in der Ausgabe begriffen ist, gestatte ich
mir die Bemerkung, daß der Herausgeber Herr Schwann hier im Lefezimmer des Provinzial-
landtags eine Reihe von Exemplaren auflegen wird und gleichzeitig auch eine Subskriptionsliste,
sodaß die Herren in der Lage sind, sich von der Art und Einrichtung des Werkes Kenntniß zu
"erschaffen und sofort zu zeichnen. Es würde das für unsere Provinzialkasscsehr wünschcnswcrthfein.

Stellvertretender VorsitzenderJans;en: Wir kommen zur Abstimmung. Meine Herren!
Ich schlage Ihnen vor, über die Anträge des Provinzialausschusses gesondert abzustimmen.
Wir würden dann zu Nr. 3 auch über deu Autrag des Herru AbgeordnetenCourth abzustimmen
Mbeu, der dahin geht, in diesem Absätze deu Zwischeusatz „mit sämmtliche» uach dem Aller¬
höchsten Erlasse vom !. November 1891 dem Proviuzialconservator zugewieseucuRechten und
Pflichten" fortfallen zu laffeu.

Ich bitte diejenigen Herren, welche der Nr. 1 der Anträge die Zustimmung versagen
wollen, sich zu erheben. — (Es erhebt sich Niemand.) Ich coustatire die einstimmige Annahme,

Ebenso bitte ich diejcuigeuHerreu, welche dem zweitenAutrage des Proviuzialausschuffes
"h" Zustimmung versagen wollen, sich zu erhebe». — (Es erhebt sich Niemaud.) Auch dieser
Antrag ist ei»stimmig augenommc».

Nunmehr bitte ich diejcuigcu Herren, welche dem Amendemeut Courth, das ich soeben
Erlesen habe, Ihre Zustimmung ertheilen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. (Der
Abgeordnete Courth erhebt sich.) Das war die Minderheit. (Heiterkeit.) Ich constatire. daß
auch der dritte Antrag des Provinzialausschusses Ihre Zustimmung gesunden hat.

Wir gehen über znm folgeuden Gegeustaud der Tagesordnung:
Bericht und Antrag, betreffend den Ablauf der Dienstzeit des Laudesbnu-

raths Dreliug, Berichterstatter ist Herr «andcsdircktor Klein. Ich bitte denselben,zu referireu.
Berichterstatter Laudesdirektur, Geheimer Ober-Ncgierungsrath Klein: Meine Herren!

Ale Amtsperiode des Landesbauraths Drcling neigt sich ihrem Ende zu. Durch Beschluß des
Pwviuzialverwaltuugsraths v°m 12. April 187U ist nämlich der damalige Obcr-Iugeuienr
°°r Köln-Miudeuer Eiscubahu Herr Dreliug znm oberen Bantechniker der RheinischenProviuzial-
bmnaltung für eiuc Amtsdauer von 12 Jahren gewählt worden und hat seinen Dienst am
^ I»ni 1876 angetreten. In der Zwischenzeit ist Herr Dreling als Landesbanrath in der
Sitzung des Proviuzialverwaltungsraths vom 14./15. Juli 1887 auf eine fernere Dienstperiode
^°n 6 Jahre,, wiedergewählt worden. Die 12 jährige Amtsperiode erreichte ihr Ende am
l> Juni 1888, während die zweite sechsjährige Dienstpcriode am 31. Mai 1894 abläuft. Da es
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nun ungewiß ist, ob Sie meine Herren vor dem 31. Mai 1894 wieder zusammentreten, und
da ferner doch Rücksicht darauf zu nehmen ist, daß ein Beamter einige Zeit vorher Gewißheit
über seine Wiederwahl hat, so glaubte der Provinzialausschuß Ihnen schon heute vorschlagen
zu sollen:

„Hoher Provinziattandtag wolle den Landesbaurath Dreling unter den bisherigen
Anstcllungsbedingungcnauf die Dauer von 12 Jahren, beginnend mit dem 1. Juni 1894,
wieder wählen."

Sie alle, meine Herren, kennen Herrn Dreling und wisscu seine Fähigkeiten und
Arbeitskraft ebenso zu schätze», wie ich als sein unmittelbarer Vorgesetzter das thue, uud bin
ich deshalb überzeugt, daß dieser Vorschlag Ihre volle Zustimmung finden wird. (Rufe: Ein¬
verstanden und Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wünscht jemand der Herren sich darüber zu
äußern? — Das ist nicht der Fall. Ich darf daher feststellen, daß Sie dem Antrag des
Provinzialausschusses Ihre Zustimmung gegeben und denselben zum Beschluß erhoben haben.

Wir kommen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung-
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Errich¬
tung von landwirthschaftlichen Winterschuleu zu Wctzlar und Crefeld.

Berichterstatter des Provinzialausschusses ist Herr Abgeordneter Lieven, dem ich das
Wort ertheile.

Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Infolge Ihres Beschlusses vom 3. Dezember 1890,
weitere landwirthschaftliche Winterschulcn zu errichten und zwar in Kcttwig, Geldern. Altcn-
tirchen (Wissen), Neuerburg, Hermcskeil und Elsdurf, hat die Errichtung dieser Schulen statt¬
gefunden, mit Ausnahme von Geldern. Die Schule in Geldern konnte nicht errichtet werden,
weil die Stadt und der Kreis nicht die an sie gestellten Forderungen erfüllten.

Nnnmchr haben wir im Ganzen in der Rheinpruvinz 20 landwirthschaftliche Schulen,
von denen 19 durch die Provinz und eine, die in Hillesheim, vom Staate unterstützt werden.

Inzwischen ging noch beim Provinzialausschuß ein Antrag ein auf Errichtung dreier
weiterer Schulen in Wetzlar, Rees und Crefeld.

Bezüglich des Kreises Wetzlar, welcher bisher auf die Schule iu Heddcsdorf angewiesen
war, wurden fortwährend Klagen laut, daß diese Schule für die Eiugesesfeuen des Kreises
Wetzlar nur sehr schwer und mit großen Kosten zu erreichen sei, und man glaubte sich deshalb
berechtigt, auch für Wctzlar eine Winterschnle beanspruchen zu können. Das Centralluratorium
für die landwirthschaftlichen Winterfchulcn und der Präsident des Landwirthschaftlichen Vereins
für Rhcinprenßen waren fchr für die Errichtung eiuer folchcn Schule eingenommen. Der
36. Rheinische Provinziattandtag hatte zwar, nachdem er zur Errichtung einer Reihe von land¬
wirthschaftlichenWinterschulen die Genehmigung ertheilt hatte, beschlossen, von der Untcrstützuug
weiterer landwirthschaftlicher Winterschulen im Allgemeinen Abstand zu nehmen. Aus den
angeführten Gründen, die in Wctzlar in ganz außerordentlicher Weise zn Tage traten, beschloß
der Provinzialausschuß. in Wetzlar eine Schule zu unterstützen, und ist in Folge dessen, vor¬
behaltlich Ihrer späteren Zustimmung, in Wetzlar eine Schule ins Leben gerufen worden. Daß
dieser Beschluß richtig war. wird dadurch bewiesen, daß heute schuu die Schule iu Wetzlar von
25 Schülern besucht wird. Der Besuch könnte noch größer sein, aber der Direktor wünscht
einstweilen eine größere Zahl von Schülern nicht.

Für die Errichtung einer neuen Schule im Kreise Rees konnte sich der Provinzial¬
ausschuß nicht aussprechen. Er war der Ansicht, daß es mit Rücksichtauf die ungünstige Lage
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der Schule in Mocrs zu bedenkensei, ob diese Schule uicht nach Rees zu verlegen wäre, wenn
in Nees ein Bedürfniß nach Errichtung einer Winterschule sich weiter geltend machen sollte.

Die vom Provinzialausfchnffe für Geldern genehmigteSchule, die wegen der Nichtleistung
der verlangten Beitrüge uicht hat errichtet werden können, wird von dem Kreise Crefeld in Anspruch
genommeu. Die Gründuug wurde von den staatlichen und den communalenBehörden sehr befür¬
wortet nnd namentlich mit Rücksicht auf dcu Rückgang der Hausindustrie und zur Einführung
der Gcmüfegärtnerei u. f, w, in den Kreife» der Fabrikarbeiter für Crefeld gewünscht. Nach
eine», Schreiben des Laudraths des Landkreises Crefeld von« 4. Juni d. I. ist der Kreisausschuh
von Crefeld-Land einstimmig der Ansicht, daß die Errichtung der landwirthschaftlichenWinterschule
an einem auderu Orte als Crefeld uuausführbar fei. Ich muß noch erwähnen, daß man nicht
gegen die Errichtung einer Schule im Kreife Crefeld war, daß man aber glaubte, die Schule
würde am beste,: in einein ländlichen Orte, im Landkreiseund nicht im Stadtkreise Crefeld ein¬
gerichtet, uud dieser Ansicht ist auch der Proviuzialausfchuß fowie das Centralkuratorinm der land¬
wirtschaftlichen Schuleil uud das Präsidium des laudwirthschaftlichcnVereins beigetreten. Da¬
ngen ist aber, wie ich sagte, der Kreisausschuh für Crcfeld-Land der Ansicht, daß die Errichtung
einer Winterschule an einem andern Orte als Crefeld unausführbar fei, und es wird angeführt,
°aß kein Ort des ganzen Landkreises so günstig gelegen, täglich von den Schülern durch die
Eisenbahn zu erreichen uud dadurch für die Eltern angenehmer und billiger fei, wenn die Schüler
täglich nach Haufe zurückkehren könnten, als wenn sie in Crefeld uutergebracht werden müßten.
Dagegen wird geltend gemacht, daß die Gefahren der Großstadt ungünstig auf diefe Schüler
wirken könnten, daß der allzu große Zuzug vom Lande in die Stadt dadurch gefördert statt
gehindert werde, uud deshalb ist eben der landwirthschaftlicheVerein und das Kuratorium gegen
°ie Vorlage.

Der Provinzialausfchuh erlaubt sich dem hohen Provinziallaudtage die Entscheidung
ezüglich der Errichtung einer landwirthschaftlichenWinterschule zu Crefeld mcheimzugeben,im

"ebrigen aber den Antrag zu stellen:
„Hoher Prouinziallandtag wolle sich mit der Errichtung einer landwirthschaftlichen
Winterschnle zn Wetzlar unter Gewähruug eiues Iahreszuschufses von 2200 M. mit
der Maßgabe einverstanden erklären, daß diese Schule dem für die landwirthschaftlichen
Winterschulen der Nheinprovinz bestehendenNormalstatut unterstellt werde."

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskufsiou über diesen Antrag
°°s Provinzialausschussesund ertheile zunächstdas Wort dein Herrn Abgeordneten Schwitz.

Abgeordneter Schmitz: Als Mitglied des Krcisausschusses und als Abgeordneter des
Landkreises Crcfeld fühle ich mich verpflichtet,mit einigen Worten diefe Winterschulezu empfehle».

Unser Kreis hat kleine landwirthschaftlicheVerhältnisse, d. h die »leisten Wirthschaften
" demselben umfassen nur 50—100 Morgen, fo daß Aussicht vorhanden ist, daß diese Schule
'°hr besucht wird. Sowohl der laudwirthschaftlicheVerein wie der Provinzialausschuß hat dies
"Uch anerkannt und hat blos in der Veziehung etwas zu bemäkeln gehabt, daß die Schule zu
"efeld errichtet werden solle. Der Krcisausschuß sowohl wie der Kreistag des Laudkreises hat
"'Mminig die Mittel bewilligt, die für die Schule vom Kreife gefordert wurden, und die Stadt
"°feld hat in anerkennenswcrther Weife das Lokal für die Schule auch in Aussicht genommen,
""d ich möchte dem Herrn Abgeordneten der Stadt- Crefeld hierfür noch meinen besten Dank
"ussvrechen.
. . Der Kreis Crefeld liegt, wie der Herr Berichterstatter schon gesagt hat, in einem Halb¬
es« "m die Stadt. Die einzelnen Orte sind unter sich nicht verbunden, stehen aber mit Aus-
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nähme des einzigen Ortes Lank durch Bahnen mit der Stadt Crefeld in Verbindung. Und
deswegen liegt auch nicht die Möglichkeitvor, in einem anderen Orte des Kreises die Schule zu
errichten, weil der Kreisausschuß und der Kreistag dann die Mittel nicht bewilligen würden und
dann auch die anderen Orte nicht damit zufrieden wären. Es fahren jetzt auch von allen Orten
des Kreises schon Schüler nach Crefeld, welche dort die anderen höheren Schulen besuchen,und
mir sind Unzuträglichkeitenbis jetzt noch nicht bekannt geworden und würden auch beim Besuche
der Winterschulenwohl nicht eintreten.

Besonders möchte ich darauf aufmerksam machen, daß es in Aussicht genommen ist, daß
die Schüler auch tagtäglich wieder zu ihren Eltern zurückkehrenund von diesen beaufsichtigt
werden können,

Ich möchte Ihnen daher dringend empfehlen diese Summe von 2200 M. für die
Errichtung der landwirthschaftlichenWinterschule in der Stadt Crefeld zu bewilligen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Schneemann hat das Wort.
Abgeordneter Schneemann: Meine Herren! Ich stelle mich voll und ganz auf den

Standpunkt des Herrn Schmitz. Wenn irgendwo in der Provinz, so halte ich in Crefeld die
Winterschuleam Platze, erstens wegen der sehr vielen Eisenbahnverbindungen Crefelds mit den
umliegenden Ortschaften, dann aber auch wegen der großen Theilung fast des ganzen Grundbesitzes
in den beiden Kreisen Crefeld und Kempen in Höfe von 40 bis 100 Morgen. Dieser Besitz
ermöglichtes den Eltern nicht, ihren Kindern eine höhere Bildung zu geben, wohl aber ihre
Sühne in die Winterschule zu schicken, wodurch sich eine sehr große Frequenz derselben sicher
erwarten läßt.

Andererseits aber erlaube ich mir noch einige Worte zu der event. Annahme der Errichtung
dieser Winterschule. Wenn Sie dieselbebeschließen, so werden Sie sich auf die Dauer der Ver¬
legung der Winterschulein Moers, welche nur 2 Stunden von Crefeld entfernt liegt, nach einem
andern Theile der Provinz, vielleicht nach Necs nicht entziehen können. Schon der Prouiuzial-
ansschuß hatte ja diese Verlegung in Aussicht genommen, wenn sich ein Bedürfniß für Nees
crweifen follte. Dieses Bedürfniß, meine Herren, ist aber da. In dem ganzen untern Theile
der Provinz, ja auf der ganzen rechten Nheinseite von Holland bis Düsseldorf ist keine Winter¬
schule. Auch der lcmdwirthschaftliche Verein des Kreises Nees hat in seiner letzten Sitzung vor
8 Tagen in Emmerich einstimmig beschlossen:Das Bedürfniß einer Winterschule für Nees sei
ein sehr Dringendes. Ich stelle also, wenn Sie diese Winterschule in Crefeld annehmen, den
Antrag auf eine möglichst baldige Verlegung der Winterschule von Moers nach Nees. Aus
Zweckmäßigkeits-und Villigkeitsrücksichten bitte ich um Annahme meines Antrages.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete Schieß hat das Wort.
Abgeordneter Schieß: Meine Herren! Ich möchte mich gegen die Verlegung von Moers

nach Nees erklären. Die Winterschule ist allerdings in der Zeit, wo sie unter dem früheren
Direktor stand, etwas zurückgegangen. Es ist aber nunmehr seit 1'/2—2 Jahren ein neuer
Direktor angestellt und sie blüht jetzt wieder auf. Ich glaube, daß der Kreis Moers ebensoviel
Recht hat, eine Winterschule zu haben, wie der Kreis Necs, denn gerade der Kreis Moers ist
vorzugsweiseein landwirthschaftlicher Kreis.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Ich denke, daß wir damit die
Frage verlassen, ob Moers oder Nees (Zustimmung) eine Winterschule erhalten soll, denn diese
beschäftigtuns nach unserer Tagesordnung nicht. Ich habe die Herren nicht unterbrechen wollen,
UM dem Aussprecheneines einzelnen Wunsches nicht hinderlich zu sein. Aber wir wollen doch
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nunmehr wieder zu den Winterschulen, die für Crefeld resp, Wetzlar vrojektirt sind, zurückkehren.
— Wünscht einer der Herren darüber noch das Wort?

Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Diskussion und ertheile das Schlußwort dem
Herrn Referenten.

Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Ich verzichteauf das Wort.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Referent verzichtet. Wir kommen

zur Abstimmung.
Der erste Antrag des Provinzialausschusses geht dahin:

„Dem hohen Provinziallandtage die Entscheidung bezüglich der Errichtung einer
landwirthschaftlichenWinterschule in Crefeld anheimzugeben".

Gin bestimmter Antrag, betreffend die Wahl eines Ortes, ist demnachvom Provinzial-
misschuß nicht gestellt. Wir haben aber den Antrag des AbgeordnetenSchmitz zu diesemPnnkt
zur Erledigung zu briugen, der dahin geht, diese Winterschule in Crefeld zu errichten, und
zwar mit demselbenIahreszuschuß, der auch für die andere Schule in Aussicht genommen ist,
nämlich 2200 M. In zweiter Stelle würden wir alsdann über den Antrag des Provinzial¬
ausschussesin Betreff der Errichtung der Winterfchule in Wetzlar abzustimmen haben.

Ich bitte diejenigen Herren, welche nach dem Antrage des Herrn AbgeordnetenSchmitz
die landwirthfchaftlicheWinterschnlein Crefeld errichtetfehcn mochten, sich zu erhebe». (Geschieht.)

Das ist die große Majorität. Ich darf wohl ohue besondereAbstimmung feststellen,
daß Sie auch mit der Errichtung der Winterschnle in Wetzlar einverstanden sind? — Das ist
der Fall. Ich stelle fest, daß Sie auch diesen Antrag zum Beschluß erhoben haben.

Wir kamen sodann znm folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
Bericht uud Anträge des Provinzialausschusses, betreffend die Umwand¬
lung der Taubstummenanstalt zu Aachen in eine Provinzial-Taub-
stummenanstalt.

Der Berichterstatter des Provinzialausschusses ist der Herr Abgeordnete Lueg. Ich
ertheile demselbendas Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Lueg: Meine Herren! Ueber die Nothwendigkeit der
Umwandlung der Taubstummenanstalt in Aachen in eine Prouinzial-Taubstummenanstalt hat
der Herr Landesdircktur Ihnen gestern schon in großen Zügen das Wesentlichstein seiner Etats¬
rede mitgetheilt. Es handelt sich hier darum, eine sehr alte Schule, eine Privatschnle in eine
provinzielle Schnlc umzuwandeln. Die bisherige Taubstummenanstalt in Aachen ist seiner Zeit
von dem Verein zur Beförderung des Taubstummenunterrichts in Aachen gegründet worden
und zwar im Jahre 1838, ist also eine sehr alte Institution. Sie hat schon längst das fünfzig¬
jährige Jubiläum gefeiert. Diese Schule, die im Anfang nur wenig Zöglinge hatte, hat sich
im Laufe der Zeit sehr rasch entwickeltund besitzt zur Zeit 4? Zöglinge.

Die Provinzialvcrwaltung ist sehr bald nach Errichtung der Schule iu Beziehungen zu
ihr getreten und zwar in der Weise, daß dieselbe für die Schaffung von 15 Freistellen einen Beitrag
bezahlte, der zuerst auf die Summe von 3750 M. normirt war und später auf 5625 M.
"höht wordeu ist. Endlich ist die Provinzialverwaltung der Angelegenheit noch insoweit näher
getreten, als sie sich bereit erklärt hat, zur Pensioniruug der Lehrer für die Pension einen
bestimmten Beitrag und zwar «/» der Pensionen zu leisten, für den Fall, daß die Pensioniruug
in der Weise geregelt würde, wie es für die Provinzialbeamten maßgebend ist. Außerdem
wurde dann noch der Provinzialverwaltung das Recht eingeräumt, bei der Einrichtung der
schule eine bestimmte Mitwirkung auszuüben.
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Die Taubstummenanstalt zu Aachen hat uun allen Ansprüchen, welche an eine der¬
artige Anstalt zn stellen waren, in vollem Maße genügt. Der Verein, dem im Laufe der
Zeit die verschiedensten Zuweudungen gemacht wordcu sind, hatte im Jahre 1863 hinreichende
Fonds angesammelt, daß er dazu übergehen konute, eiu eigenes Anstaltsgebäude zu errichten,
nnd zwar ist dieses Gebäude mit einem Kostenaufwand von 60 000 M. errichtet worden. Es
herrscht dabei nun allerdings das sonderbare Verhältniß, daß zwar das Gebäude Eigenthum
der Anstalt ist, nicht aber der Grund und Boden, worauf dasfclbe errichtet ist. Das Bau¬
grundstückist seitens der Stadt Aachen seiner Zeit hergegeben worden uutcr dem ausdrücklichen
Vorbehalt, daß für den Fall diese Anstalt demnächsteingehen und das Gebäude zu anderen
Zwecken benutzt werden sollte, dann die Stadt Aachen das Grundstück dem neuen Erwerber zu
einem angemessenenPreise zu veräußern habe. Der Verein hat bisher große Summen der
Taubstummenanstalt zugewendet. Wie aus dem Etat für das Jahr 1892/93 hervorgeht,
bezieht die Anstalt an Einnahmen aus Zinsen von Hypotheken 1862 M., dann an Zinsen von
Werthpapieren 2045 M., ferner an Miethen uud Pachten von Grundstücken 2920 M., im
Ganzen 729? M Außerdem stoßen dem Verein noch zu an Beiträgen der Mitglieder 3600 M,,
an Beitrag der Stadt Aachen 3000 M., Beitrag des Vereins zur Beförderung der Arbeitsam¬
keit 3520 M, die Aachen-Münchener Feuerversichcrungs-Gesellschafthat jährlich 600 M.
gezahlt. Insgesammt repräsentiren diese letzteren Beträge die Summe von 10 720 M. Die
voraussichtlichenEinnahmen der Anstalt balnnciren im Etat für 1892/93 in der Höhe von
18 01? M. Dazu tritt dann der vorher erwähnte Zuschuß der Provinz für 15 Freistellen
mit 5625 M.

Meine Herren! Nun ist aber der Umstand eingetreten, daß einerseits die Stadt
Aachen erklärt hat, daß sie ihren Zuschuß von 3000 M, ferner nicht zahlen wolle, daß in
gleicher Weise auch die übrigen Zuwendungen des Vereins für das Taubstummenwesen sich ver¬
mindert haben, daß dieser Verein nicht mehr in der Lage war, den vollen Zuschuß zu geben
und daß im vorigen Jahre schon das Kapitalvermögen in Höhe von 6000 M. angegriffen
werden mußte. Auch die Nachen-Münchener Feuer-Societät hat zu erkennen gegeben, daß sie
ferner nicht mehr gewillt fei, den bisherigen Zuschuß vou 600 M. zu zahlen. Unter diesen
Umständen ist also die Existenz dieser Taubstummenanstalt in hohem Grade gefährdet, uud da
es wohl nicht zulässig ist, daß die Provinz eine solche nützliche Anstalt, für die sie 30 Jahre
lang die größte Fürsorge bethätigte, zu Grunde gehen läßt, auch noch hinzukommt daß der
Regierungsbezirk Aachen zur Zeit noch keine Taubstummenanstalt besitzt, gelangte der Proviuzial-
nusschuß zu der Ansicht, daß die Anstalt vou der Provinz zu übernehmen sei. Es ist nun
mit der Taubstummenanstalt bezüglich der Uebernahme seitens der Provinz verhandelt worden.
Man hatte zuerst der Provinz proponirt in den Besitz des Anstaltsgebändes zu treten, immer
unter der Voraussetzung, daß sie auch in das lästige Verhältniß mit der Stadt Aachen ein¬
zutreten habe. Nach langer Verhandlung hat sich schließlich auch der Vcreiu für die Beförderung
des Taubstummenunterrichts bereit erklärt, außer der Ucberlassung des Gebäudes noch einen
jährlichenZuschuß von 3750 M. zu leisten und diesen Zuschußdurch ein Kapitalvermögen, durch
Kapitalwerthc sicher zu stellen. Es hat sich daraufhin der Provinzialausschuß cutschlussen, IlM"
vorzuschlagen, unter diesen Bedingungen die Schule zu übernehmen, nnd beantragt dem¬
gemäß Folgendes:

„Der Provinziallandtag wolle sich damit einverstaudeu erklären, daß die Taub¬
stummenanstalt zu Aachen am 1. April 1893 in eine Provinzial-Taubstummenanstalt
in Gemäßheit des Reglements über die Leitung nnd Verwaltung der Provinzwl-
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Tanbstummcnllnstaltcn zu Vrühl, Elberfcld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier vom
12. Dezember 1890 und der dazu gehörendenBedingungen znr Aufnahme taubstummer
Kiudcr iu die Taubstummenanstalten der Rhciupruviuzuutcr nachstehenden Bedingungen
umgewaudelt werde:
1. der Verein zur Beförderung des Taubstummenunterrichts zu Aacheu verpflichtet

sich, dem Proviuzialucrbaude der Nheinprovinz das zn Aachen am Iakobsthor
gelegene, in der Grnndstcucr-Mutterrolle näher bezcichucte Gruudstück, Gemeinde
Aachen, Flur t'. I. 647/0,70, groß l3 Ar 43 Quadratmeter, mit allen auf¬
stehende» Gebäulichteiteu und mit allem Inventar und Zubehör, namentlich mit
allen gegenwärtig zum Betrieb der Taubstummenanstalt dicucudcu Mobilar-
gegeustüudeu,zum Eigenthum, frei von Hypotheken uud Schulden, uud zwar fu
wie der Verein dasselbe bisher besessen uud benutzt hat, durch uotariellcu Akt
zu übertragen, wobei der Provinzialverband in das zwischen der Stadt Aachen
nnd dem Vereine hinsichtlichdes Grundstückes, auf welchem die Anstalt erbaut
worden ist, bestehendeNechtsverhältuiß einzutreten hat;

2. der genannte Verein verpflichtet sich ferner, vom 1. April 1893 ab zur Gründung
von Freistellen an den Provinzialverband der Nheinprovinz einen jährlichen
Betrag von 3750 M., vierteljährlich im Voraus, zn zahlen und zur Sicher¬
stellung dieser Leistung ein entsprechendesKapital in Hyputhckenfurderuugennnd
Wertpapieren bei der Laudesbank der Nheinprovinz zn hinterlege,:."

Indem ich diesen Antrag hiermit Ihrer Genehmigung empfehle, habe ich demselben
nichts weiter hinzuzufügen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle den Antrag zur Discussion — und
fchließedieselbe, da sich Niemand zum Worte gemeldet hat.

Ich nehme mit Ihrer Zustimmuug auch ohue formelle Abstimmung an, daß Sie dem
Autrag des Provinzialausfchusscs Ihre Zustimmuug gegeben und denselben zum Beschluß
erhoben haben.

Den folgenden Gegenstand der Tagesordnung bildet der Bericht und die Anträge
des Provinzilllansfchufscs, betreffend die Ausbildung des unteren Straßenbau¬
personals.

Ncfcrcnt ist Herr Landesdirektur Klein. Ich ertheile demfelbeu das Wort.
Berichterstatter Landesdircktor. Geheimer Ober-Negierungsralh Klein: Meine Herren!

Ich habe bereits gestern die Ehre gehabt, bei der Vorlcgnng des Haupt-Etats die Reform zu
erwähnen, welche der Pruviuzialausschuß beabsichtigt,Ihueu auf dem Gebiete unfercr Straßen-
Verwaltung vorzuschlagen. Ich habe die Veranlassung dieser Neform, sowie die allgemeinen
Gesichtspunkte,welche hierbei die Verwaltung geleitet haben, hervorgehoben uud kauu es sich
hiernach heute nur noch um Einzelheiten dieser Vorschläge handeln.

Ich bitte den Herrn Präsidenten, hierzu dem Herrn Landesbaurath Dreling das Wort
3« geben, indem ich mir vorbehalte, als Neferent später das Wort zu nehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußcu: Herr Landesbaurath Dreling hat das Wort.
Berichterstatter Landesbaurath Dreling- Meine Herren! Es liegt Ihnen eine Drucksache

Nr. 14 vor, welche dcu Bericht des Proviuzialausschusses uud dessen Anträge auf Errichtung
"»er Schule zur Ausbildung des untern Straßcnbaupcrfonals cuthält. Dieser Bericht schließt
"nt 2 Anträgeu. Der erste dieser Auträge bezieht sich auf eiueu zweiten Bericht, welcher Ihnen
Mit Schreiben vom 10. November 1891 zugesandt worden ist. Sie werden in dem ersten der
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genannten Anträge gebeten, sich mit den Ansichten und Vorschlägen einverstanden zu erklären,
welche eine Commission des Provinzialansschnsses iu dem Berichte über eine Vereisung der
Straßcu iu der bayerischen und hessischen Pfalz, in Vaden nnd Elsaß-Lothringen niedergelegt hat.
Dieser Bericht, meine Herren, liegt Ihnen gedrucktvor, uud werde ich mir gestatten, ans den¬
selben kurz einzugehen.

Der Bericht beginnt mit den Worten: „Die stetig sich steigernden Ansprüchean den Zu¬
stand der Provinzilllstraßen und das nicht zu bestreitende andauernde Wachse» der Preise für
Unterhllltungsmaterial und Arbeit ließen nach Ansicht des zuständigen Landesbauraths die in
den laufenden Etats vorgesehenen Unterhaltungskrcdite für die Folge uicht mehr ausreichend
erscheinen".

Meine Herren! Dieser Landesbaurath bin ich. Der Zerr ^andesdirektor hat bereits
die Ursachen, welche mich veranlaßt haben, derartige Befürchtungen anszusprechen,in seiner Etats¬
iede berührt. Es ist mir nun von einzelnen Mitgliedern des Hauses mitgetheilt worden, daß
die bezüglichenAngaben des Herrn Laudesdirektors eine mißverständliche Auffassuugerlitten habe»,
nnd zwar die, daß die Straßcnbauvcrwaltung zur sachgemäßen Unterhaltung der Provinzilllstraßen
über die im Etat vorgesehenen Mittel hinaus noch eine Summe von 800 000 M. als erforderlich
bezeichnet habe.

Meine Herren! Das ist nicht an dem, das hat der Herr Landesdircktor nicht sagen
wollen und auch nicht gesagt. Die 800 000 M,, welche ermittelt wurden, wie dies der Herr
Landcsdirektor näher erläutert hat, sind lediglich eine Vergleichszahl, eine Vcrglcichszahl dafür,
was nothwendig gewordeu wäre, wcun man den alten Cours weiter beibehalte!: hätte. Eine
positive Forderung, eine Forderung iu bestimmt abgeschlossenerSumme ist bisher seitens der
Straßenbauvcrwaltung in besagter Angelegenheit nicht gestellt worden.

Ich komme nun auf die Ausführungen des Berichtes, der Ihnen vorliegt, zurück. Der
Bericht fährt damit fort, daß er die Route näher angiebt, welche die Commifsiuu des Provinzial¬
ausschusseszur Prüfung der Einrichtungen des Straßcnwcscns in der bayerischenuud hessischen
Pfalz, in Baden uud Elfaß-Luthringen gewählt hat. Dann geht derselbezu deu Einrichtungen
des Straßenwcsens in den genannten Ländern über und werden diese Einrichtungen einzeln
des Nähern erläutert.

Hierauf berührt der Bericht die bezügliche»Organisationen der Straßeubauverwaltnng
und es wird dabei constatirt, daß diese Organisationen fast genau dieselben sind, wie diejenigen,
welche wir hier in der Nhcinprovinz haben. Es befindet sich nämlich an den einzelnen Central-
stcllcn die administrative und technische Spitze der Vcrwaltnng. Das Straßennetz ist in Aemter
von grüßcrem oder geringerem Umfange getheilt, denen ein technischer Beamter vorsteht, welcher
die lokalen Vcrwaltungsarbcitcu mit zu besorgen hat.

Die Aufsicht über die Vauarbcitcn und die Aufstellung der Vauicchnnngcn liegt soge¬
nannten Straßcnmcistern ob, deren Belaufe je nach den örtlichen oder sonst maßgebenden Verhält¬
nissen von verschiedenerAusdehnung sind.

Die eigentlichen Vaunrbeitcn, mit Ausnahme derjenigen bei Kunstbauten, werden von
fest engagirtcn und eingeübten Arbeitern zur Ausführung gebracht, welche den Namen Straßen-
Wärter führen. Dieselben entsprechenden in der Rheinprovinz angestellten ständigen Arbeitern,
bilde» aber ei» weit eingeübteres und zuverlässigeres Persuual.

Meiue Herreu! Gerade die Art der Ausführung der gewöhnlichenStraßenbauarbeiten,
wie solche in de» bereisten Ländern üblich ist. hat das besondere Interesse der Commission aus
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dem Grunde erregen müssen, weil diese Ausführung in der Nheinprovinz eine wesentlichandere
ist. Auch hat der Herr Landesdirektor in seinem Berichte über den Haupt-Etat auf diesen
Punkt bereits aufmerksam gemacht. Die in der Nheinprovinz zur Ansführuug der gewöhulichcu
Straßeuunterhaltungsarbeitcn angestellten Arbeiter sind zumeist nur automatische Kräfte von
geringer Zuverlässigkeit, dcum die üblichenVerrichtungen uiclfach im Verdinge vergeben werden
müsseu, weun man mit Sicherheit eine Leistung von denselben erwarten will.

Eine dauernde Überwachung und Anleitung derselben durch die Straßeuaufsichts-
beamten ist in Folge der großen Strecken, welche diese letzteren zu überwachenhaben, nicht möglich.
Es haben sich deshalb bei der Ausführung der genanuten Arbeiten mcmnigfache Mißstäude eiu-
gcschlichcu, dereu Beseitigung driugeud erforderlich gewordeu ist, darin liegt der Grnnd, weshalb
von den bisherigen diesbezüglichenEinrichtungen iu der Nhciuprovinz abgegangen werden und
eine Bauausführung an deren Stelle treten soll, welche den Einrichtungen in Baden uud Elsaß-
Lothringen entspricht. Ich werde hierauf im zweiten Theile meines Vortrages zurückkommen.

Des Ferneren ist auf Seite 5 des Berichts der Commissionvon den Kosten der einzelnen
Vauämtcr die Nede nnd da hat sich denn herausgestellt, daß durchschnittlichdie Kosten eines
solchen Amtes in Baden, in Elsaß-Lothringen uud in der Nheinprovinz ziemlichdieselben sind
und sich anf etwa 10 000 M. Pro Jahr belaufen.

Von besonderem Interesse für die Commissionwar ferner zu erfahre», welche Ausdehnung
die Straßennetze hatten, die den einzelneu Straßeuauffichtsbeamtcn unterstellt waren, weil nuch
hierbei eine ganz erhebliche Verschiedenheit gegenüber den Einrichtungenin der Nheinprovinz cunstatirt
wurde. Iu Clsnß-Lothringenhat z. B. ein Wegcmeister81 Km Länge zu beaufsichtige»;darunter
befinde»fich aber Straße», die »icht der Verwaltung der betreffende» Behörden unterstehen,sondern
bei welchen lediglich die technischeAufsicht dem betreffenden Baubcamtc» zugetheilt ist. I» Baden
hat ,»a» bis zu 118 Kin derartiger Straßen den einzelnen Bauaufsichtsbeamtenübergeben; darunter
befinden sich jedoch »ur 35 Kiu i» eigener Verwaltung der betreffenden Behörde. In der Rhein
Provinz sind durchschnittlich nur 29 Kiu Straße» de» Aufsichtsbeamteuunterstellt. Das rührt aber
daher, daß bei uus iu der Nheiupruviuz der Uebergang von deu altcu Anffeheru zu deu neuerdings
ausgebildetenStraßcnmeisteru mir erst theilweise hat durchgeführtwerden können. Einzelne unserer
Straßenmeister habeu jetzt schou Belaufe vou 40 bis 45 Kin Lauge.

Was die Unterhnltuugskusteuder frcmdländifchcu Straßen aubelaugt, so dürfte es ebenfalls
von Interesse sein, mitzutheilen, wie sich dieselbe» i» de» einzelnen Staaten gestalten gegenüberden
kosten, die bei uns die Provmzialstraßen verursachen. Da stellt sich nun die Sache so, daß iu der
Pfalz die Staatsstraßen — und lediglich, meine Herren, mit den Staatsstraße» lafsc» sich unsere
Pluvinzialstraßen vergleichen — pro Kilometer uud Jahr 580 M. kosten. Im Ober-Elfaß erfordern
dieselben Straßen 630 M., in Lothringen 643 M., und im unter» Elfaß 549 M., während die¬
selben Kosten in der Rheinprovinz 518 M. betragen.

Bcmerkenswerth war feruer, wie sich der Bedarf an Straßenmaterial in deu bereisten
Ländern zu demjenigenBedarf verhält, der hier bei uns im Laufe der Zeit als solcher sich heraus»
^stellt hat. Hier wäre zu bemerken, daß iu der Pfalz 36,02 «dui durchschnittlich pro Kilometer
und Jahr erforderlich sind, in Elsaß-Lothringeu 36,40 odm, in Baden 38,3 und in der Rhein-
prvviuz nur 29 odm (Hört! hört!) Das, meine Herren, giebt zn denken.

Im Ferneren verbreitet sich der Bericht über die Construktionder Straßen. Diese Con-
swiltion, meine Herren, ist wohl so ziemlich in alle» Kulturstaaten dieselbe, aber was wir Ge¬
legenheithatteu, auf der Reise zu beobachten, ist, daß die Durchführung der Vorschrifteufür den
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Bau der Straßen in Baden und in Elsaß-Lothringen eine wesentlich schärfere gewesen ist, daß also
die Straßen wesentlichbesser gebaut sind, als diejenigenwaren, welche uns in der Rheinprovinz
znr Zeit überkommen sind.

Was endlich den Zustand der Straßen anbelangt, so hat coustatirt werden können,
daß der wesentlichste Theil der Straßen, d. h. die Straßeufahrbahn in den Ländern, die wir
besucht haben, keineswegs besser ist als bei uns. Was aber besser war und was in der That
nachahmcnswcrth erschien,das war das äußere Ansehen der Straße, das war die Regelung der
Banketts, der Gräben und Böschungen, das waren die Baumpflanzungen und ähnliche Dinge.
Darin können uns allerdings die andern Länder als Muster dieuen.

Die Commission hat mm geglaubt, das Resultat der Erfahrungen anf ihrer Reise in
folgende Punkte zusammenfassenzu sollen, indem sie erklärt:

1. Im Allgemeinen steht in Bezug auf den Uuterhaltnugszustand der Provinzialstraßen,
insbesondere was die Fahrbahn anbelangt, die Rheinprovinz hinter der Pfalz, Elsaß-
Lothringen und selbst Baden nicht zurück, mir ist der Zustaud der Bankette, der
Gräben, Rinnen und Böschungen in Baden ein wesentlichbesserer.

2. Die Kosten der Unterhaltung der rheinischen Provinzialstraßen erscheinen im Vergleich
mit den Kosten der Straßen in den benannten Staaten zwar nicht zu hoch, allein es
lassen sich durch die üben berührte Vergrößerung der Belaufe und die dadurch ermög¬
lichte Verminderung der Zahl der Straßenmcistcr, sowie durch Unterhaltung der
Straßen mit geringem Verkehr durch Ausbcsseru (Flicken) noch weitere Ersparnisse
erzielen.

Dadurch erscheint
3. eine Erhöhung des Straßen-Etats für die gewöhnlicheUnterhaltimg trotz der stetig

steigenden Preise für Material und Arbeit zur Zeit uicht geboten, zumal da durch
das zwifchenzeitig erlassene Gesetz über die Vorausleistungen der Fabriken lc. die
Möglichkeit gegeben ist, übermäßigen Velastuugcn der Straßen Seitens Einzelner zu
begegnen bezw. für die Gesammtheit Entschädigung zn erlangen.

4. Die zum Umbau von Brücken, zur Herstclluug von Pflasterungen, zu größeren Ent¬
wässerungsanlagen ?c. in längeren Zwischenränmenerforderlich werdenden einmaligen
Ausgaben gehören nicht auf den laufende,, Etat der Straßennntcrhaltung, sondern
sind als vorübergehende Ausgaben znr banlichcnVollendung der Straßen besonders
zu veranschlagen und die erforderlichen Mittel als außergewöhnlicher Kredit neben
dem Straßen-Etat bei dem Provinziallandtag zu beantragen.

5. Es wird empfohlen, an Stelle der jetzigen ständigen Wegenrbcitcr zuverlässigere und
kundigereArbeiter als Wärter nach badischcm Muster vor und nach anzunehmen und
mit der allmählichen Einführung dieses Systems das Personal der Straßenaufsehcr
schrittweisezu vermindern. Zur besseren Ausbildung des Straßenmcisters ist ähnlich
wie in Baden und Elsaß-Lothringen eine Schule für untere Kultur- uud Wege-Bau-
tcchnikerzu errichten.

6. Das Deckensystemist als allein maßgebendes Prinzip zu verlassen und neben dem
Deckensystemdie Unterhaltung der Straßen durch Flicken, in Anlehnung an die
Verhältnisse in Ober-Elsaß, einzuführen.

Meine Herren! Von diesen 5 Punkten ist derjenige unter 5, in welchemvon der Errich¬
tung einer Schule die Rede ist, besonders behandelt uud zwar in der Drucksache Nr. 14.
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Nachdem ich Ihnen knrz den Bericht der Commission znr Bereisnng der Kunststraßen in
anderen Ländern zum Vortrag gebracht habe, werde ich nur jetzt gestatten, zu dem zweiten
Bericht und zu dem zweiten Antrage des Provinzialansschusses überzugehen, falls nicht Seitens
des hohen Landtages beliebt werden sollte, an den ersten Theil meiner Ausführungen noch
Bemerkungen irgend welcher Art zu knüpfen.

Stellvertretender VorsitzenderI außen: Ist dies der Fall, oder wollen die Herren
nicht zunächst den ganzen Bericht entgegennehmen und dann erst Ihre Vemcrknngen daran
knüpfen? Herr Abgeordneter Fritzen hat das Wort.

Abgeordneter, Fritzen: Ich bitte mich, zunächstden ganzen Bericht zn höre».
Stellvertretender VorsitzenderIaiißen: Ich bitte den Herrn Referenten furtzufahren.

(Ruf: Ich bitte ums Wort!) Ich habe bereits dem Referenten das Wort ertheilt. Uebrigens ist
die Diskussionnoch nicht eröffnet.

Lanocsbllnrath Drcling: Meine Herren! C's handelt fich in dem Bericht Drucksachen
Nr. 14 darum, den Antrag des Provinzialansschusseszu »wtivirc», der dahin geht, daß statt
unserer bisherigen gewöhnlichen Straßennrbeiter Straßemuarter angenommen werde», nnd daß eine
Schnle errichtet werde znr Unterrichtung unseres niederen Straßenbaupersonnls.

Meine Herren! Kürzer und beweiskräftiger,als das hier in diefem an und für sich wohl
nicht zn langen Bericht geschehen ist, vermöchte ich eine Mutivirung, um die es sich doch hier
handelt, Ihnen nicht vorzutragen, uud ich gestatte mir, zum größeren Theile das, was hier gedruckt
ist, Ihnen vorzulesen. Der Bericht lautet:

„Die im Jahre 1885 in Angriff genommeneReorganisation der Straßenbauverwaltung
in der Nheiuprovinz umfaßte das gesammte administrative nnd technischeGebiet besagter
Materie und baute sich ans Erfahruugen auf, welche nach einem 8jährigen Betriebe gefammelt
worden waren.

In der Hauptsache bewegte sich die Reform nach zwei Richtungen hin, indem fie ein¬
mal eine bessere Art der Ausbildung und Verwendung des in der Verwaltung beschäftigten
Personals und dann eine wirthschaftlichereVerwerthung des zum Bau und zur Unterhaltung
erforderlichen Materials ins Auge faßte.

Was zunächst das Perfonal betrifft, fu füllten an Stelle des aus ea. 20U0 zumeist
alten oder invaliden Personen bestehenden Arbeiterperfunals jüngere und tüchtigere Kräfte
beschafft und angestellt werden, welche nicht mehr nach der Zeit, sondern nach der Leistung zu
bezahlen seien. Dies erforderte ein befser geschultes, moralisch zuverlässigeres Aufsichtsperson«!,
welches heranzubilden als eine besonderswichtige Aufgabe der Lotal-Baubcamten betrachtet wurde.

Diese besser ausgebildeten Beamten erhielten zum Unterschiedgegen die früheren, kaum
nn Lefeu uud Schreiben erfahrenen Auffeher die dienstliche Bezeichnung „Strahenmeistcr".
Um dieselben in den Stand zn setzen, die Arbeiter des öfteren und besseren eontroliren zu
löunen und damit auch die Möglichkeit herbeizuführen, ihren Wirkungstreis zu erweitern uud
ihre Zahl zu verringern, war ihneu gestattet, bei den Begangen die bestehendenFahrgelegen¬
heiten (Pust und Eisenbahn) zur Hinfahrt oder Rückkehrzu benutzen.

In den letzten Jahren wurde die Ausdehnungsfähigkeit der Aufsichtsbelüufe noch
weiter dadurch wesentlichgefördert, daß man die Aufsichtsbeamtenmit Fahrrädern ausrüstete,
welche dieselbeu in den Stand setzten, in kürzesterZeit alle Punkte der ihnen zugewiesenen
kratzen zu erreichen. Speziell in dieser Beziehung ist die Rheinprovinz allen anderen Wege¬
verwaltungen weit vorausgewesen und haben die diesseitigen Einrichtungen anderwärts vielfach
als Muster gedicut.
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Die in solcherWeise in Aussicht genommenenUmgestaltungen tonnten seit Einführung
derselben, im Jahre 1885, bis jetzt nicht vollständig znr Durchführung gebracht werden, weil
die Beseitigung der großen Zahl nicht weiter ansbildungsfähiger Aufsichtsbeamteu und der
weniger brauchbaren Arbeiter sich ohne zu große Härte während genannter Zeit nur zum Theil
erreichen ließ. Demungeachtct haben sich doch die segensreichenWirkungen der Ncueruugeu
überall da sichtbar gemacht, wo dieselben haben Platz greifen können.

An der Hand der Erfahrung hat sich im Laufe der Zeit, zumal aber durch Vergleich
der hiesigen Einrichtungen mit denjenigen in Baden und Elsaß-Lothringen gezeigt, daß man
die Eonsequenz der au und für sich richtigen Gedanken, welche der Reform in obiger Beziehung
zu Grunde lagen, nicht weit genug verfolgt hatte. Dies bezieht sich ebensowohl auf die
Veschnftignngsweiseder Straßcnarbeitcr, als auch auf die Ausbildung des Aufsichtspersonals.

Die Aufscher bezw. Straßenmcistcr, deren Zahl nach und uach statt, wie im 1885 er
Ncorganifationsplan vorgesehen auf 240, bis auf 220 verringert und damit deren Bezirke auf
30 bis 36 Km erweitert worden waren, konnten, auch beim besten Willeu uicht, die große
Zahl der zerstreut arbcitendcu Tagelöhner derart dauernd beaufsichtigen und unterweisen, daß
nicht mangelhafte Ausführungen bei den im Verdinge vergebeueu Arbeiten oder Schlimmeres
noch nntergelaufen wäre. Dazu eigneten sich viele Arbeiten überhaupt nicht zur Ausführung
im Verding und mnßte daher die Tagelohnarbeit in den meisten Fällen neben der Verding-
arbeit herlaufen. Auch bot, wie leider die Erfahruugcu gezeigt haben, sowohl die Verding¬
arbeit als auch die Tagelohnarbeit deu unlauteren Elementen unter dem Aufsichtsperson«!eine
leichte Gelegenheit, durch falsche Angaben sich auf Koste» der Provinz unerlaubten Vortheil zu
verschaffen.

Durch derartige Verhältnisse mnßte eine ezacte Rechnnngsaufstcllung zeitraubend und
schwierig und mitunter wenig zuverlässig werden."

Meine Herren! Ich bemerke, daß ich mich doch in Bezug auf den Umfang des Berichtes
in Irrthum befunden habe, und werde ich mir deshalb gestatten, um Ihre Zeit uicht zu lauge in
Anspruchzu nehmen, über das Weitere kurz zu referireu.

In der Nhcinprovinz hat man mit den gewöhnlichen Arbeitern bei der Straßcnuuter-
hciltuug, wie bereits gesagt, nicht die besten Erfahrungen gemacht, während die Resultate der ent¬
sprechenden Einrichtung in Baden, wo das Straßenwesen seit mehrerenJahrzehnten auf dem Höhe»
punkte stand, ferner in Elsaß Lothringen und Bayern derartige sind, daß nnr empfohlen werde»
kann, dasselbe Prinzip zu verfolgen, was sich dort fchon feit langer Zeit bewährt hat.

Was zunächst das Aufsichtspersoualaubclangt, so war in der Nhcinpruviuzdie Einrichtung
so getroffen, daß man den Lokal-Vaubeamteudie Aufgabe zuwaudte, die ucuen Straßeumeistcr zu
unterrichten und in die Arbeit einzuführen. Es hat sich nu» aber im Laufe der Zeit gezeigt, daß
zunächst nicht jeder dieser Herreu als Dozent zn verwerthen ist. Dann aber auch haben die
Aufgaben der Lokal-Vaubeamte» im Laufe der Zeit eineu derartigen Umfang erreicht, daß ihnen
in der That nicht die »öthige Zeit verbliebe» ist, die Aspiranten so zu uuterrichteu und auszm
bilden, wie es erforderlich ist, um sie zu wirtlich tüchtige« Aufsichtsbeamtenheranzubilden. Wir
sind heute uu» so weit gekommen, daß wir gar nicht mehr in der Lage sind, das Personal, dessen
wir bedürfen, auf dem Wege, den wir bisher verfolgt haben, zu bcfchaffeu. Es muß also ein
anderer Weg eingeschlagen werden.

Nun hat die mehrerwahnteCommissionbei Gelegenheit ihrer Reise durch Elsaß-Lothringen
in Straßburg eine Schule zur Ausbildung des unteren Straßcnpersonals kennen gelernt, welche,
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was ihre Resultate anbelangt, in jeder Beziehung als mustergültig gelten taun. Der Unterricht
an dieser Schnlc wird Seitens Lehrkräften im Ncbenmnte ertheilt, welche im Hauptamte an den
sonstigenhöheren Lehranstalten Straßburgs angestellt sind. Der Schulbesuchbeschränktsich auf
4 Winter-Semester. Während der entsprechenden Summer-Semester werden die Zöglinge den Auf»
sichtsbeamten,und zwar sowohldenjenigen des Meliorationswescusals denjenigen des Straßenwescns
zugetheilt nnd erhalten dort Unterricht in der praktischen Bauausführung, Nach Absulvirnngdes
ganzen Kursus müssen dieselben sich einer Prüfung unterwerfen und weiden dann, nach bestandener
Prüfung, Aspiranten für vatant werdendeStellen in der Strahcnbauverwaltung oder im Mclio-
ratiousweseu. Es hat sich nun auch in der Rheiuprovinz das Bedürfniß herausgestellt, außer
niederen Straßenbautcchuikeruauch Melioratiunstechnikerunteren Ranges auszubilden.

Es werden nämlich alljährlich große Summen sowohl Seitens des Staates, als Seitens
der Provinzen uud der Gemeindenfür Meliurationszweckein der Provinz ausgegeben.

Die erste Ausführung der bezüglichen Bauteu geschieht durch geprüfte, tüchtige Techniker.
Nachdemaber die Anlagen einmal fertig gestellt find, kümmert sich meistens keiner mehr um eine
sachverständige Unterhaltung derselben. Es fehlt eben gänzlichan hierzu geeigneten Kräfte». Das
ist in den genannte,, Ländern dank der Verwendung der ans der vorberührten Schule ausgebildeten
untere» Melioratiunstechnikerwesentlich anders und besser. Hier werden nicht allein die neu aus«
zuführendenMcliorationsbauten von sachverständigen Technikern geleitet, sondern auch die ausge»
führten Bauten von folchen Technikern überwacht uud die Neparatureu derselben angeordnet und
contrulirt.

Es empfiehlt sich daher, in gleicher Weise hier in der Rheiuproviuz zn verfahren nnd zur
Neschnffuug sachverständiger Kräfte nach dem Mnfter der Schnlc in Strahlung mit der Ansbilduug
von unteren Technikern des Straßenbaues diejenige der unteren Techniker des Meliuratiunsfachcs
zu verbinden. Es kann dies um so leichter geschehen, als der größte Theil des theoretischen Unter¬
richtes für beide Kategorie» von Technikerngenau derselbe ist, uud es deshalb eiuer Vermehruug
der Lehrkräfte kaum bedarf.

Wie sehr aber die Ausbildnng vo» uicdereu Technikernbeider Facharteu ein nicht allein
Seitens der Proviuzialverwaltnng, sondern auch Seitens der Gemeindenempfundenes Bedürfniß ist,
geht zur Genüge aus den vielfachSeitens der Letzteren an den Landesdirektur gestelltenGesuchen
um zeitweise Ucbcrlassungvon Anffichtspersonal hervor, Gesuche,denen bedauerlicherWeise nicht
immer hat nachgekommenwerden tonnen. Ans diesen Gründen beantragt daher der Provinzial-
ausschuß, der hohe Landtag möge sich mit den von mir kurz entwickelten Gedanken, deren weitere
Ausführung der bezüglicheBericht enthält, einverstanden erklären und genehmige!!, daß dementsprechend
dem nächsten Landtage eine SpezialVorlage über die Errichtung einer Schule zur Ausbildung
niederer Techniker des Straßen- und Welioratiuns-Bauwesens unterbreitet werde. Man hat in
dieser Angelegenheitnicht weiter vorgehenwollen, bevor man sich im Allgemeinenwenigstensder
Zustimmung des Provinzillllandtags versichert hatte.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne nunmehr die Diskussion über
die Anträge des Pruvinzialausschusses und ertheile das Wort dem Herrn AbgeordnetenFritzen.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Es handelt sich hier um eine sehr bedeutende
Vorlage nud zwar nach zwei Richtungen hin. Es soll zunächst wieder eine Organisation ein¬
geführt werden, welche seiner Zeit — ich glaube es war in den fünfziger Jahren — die Königliche
Straßcnbauverwaltung verlassen hat. Es ist das System der Straßenwärter. Wenn Sie
unsere alten Straßenbauatten nachschlagen,so finden Sie darin zahlreiche ausführliche Berichte

10



74 87. RheinischerProuinziallandtag, 3. Sitzung am 6. Dezember 1892.

von allen Regierungen, in welchendas System des Straßenbaues, wie es damals bestand, recht
schlecht gemacht wird. Ich für meine Persun halte das nicht für richtig. Ich habe immer
das System der Straßenwärter, wie es vordem im preußischen Staate bestand, für besser
gehalten gegenüber dem jetzigen System der sogenannten Chausseuaufseher, und ich kann mich
betreffs der Nichtigkeit diefes Standpunktes auf eine grüße Zahl von früherm Köuiglicheu
Staatsbaubeamteu berufen, welche unter dem alten und dem neuen System gearbeitet haben.
Alle Herren, die ich über diesen Puult zu sprechenGelegenheit hatte, waren der Ansicht, daß
das System der Straßcuwärtcr weitans dem jetzigen Znstande Uorzuzichcnsei. Also in Bezug
ans die Ziele, welche in dieser Beziehung die Vorlage verfolgt, bin ich im Großen nnd Ganzen
wohl einverstanden.

Ein zweiter Punkt, welcher von großer Wichtigkeit ist, betrifft die Neuerrichtung der
Schule zur Ausbilduug des uutcrcu Straßeubaupcrsonals, uud zwar geht der Vorschlag des
Pruuiuzialausschusses uicht blos dahin, ihn zu ermächtigen, entsprechende Vorbcreituugeu zu
treffen, sondern er geht soweit, alle Schritte vorzubereiten, welche für das Inslebeutrctcn einer
solchen Anstalt als erforderlich erachtet werden. Meine Herreu! Diese Errichtung einer nencu
Schule, die auch mir, offen gesagt, sehr sympathischist, und die auch gewissermaßenein Bedürfniß
ausfüllt, welches namentlich in Vezng auf die Ausbilduug von Mcliorationstechnikern existirt,
geht doch soweit, daß ich wünschen mnß, daß wegen der großen materiellen Tragweite der
Vorlage die Sache an die III, Facheommissiou zurückverwiesenwerde. Ich komme zu diesem
Antrage wesentlich auch aus einem formellen Grnnde, der es mir vollständig unmöglich zu
machen scheint, heute die Anträge, so wie sie liegen, anzunehmen. Es wird in der Drucksache
Nr. 14 beantragt «nd Nr. 1:

„Der hohe Landtag wolle nach Kenntnißnahme von dem Berichte der Commission
zur Prüfung der Wegeucrhältuisse iu der hessischen und bayerische,:Pfalz, iu Baden
und Elfaß-Lothriugen sich mit den in diesem uud iu dem vorstehende» Berichte
cutwickelteuund begründeten Ansichten einverstanden erklären."

Meine Herren! Das geht absolut nicht. Diese Berichte sind viele Bugen groß, uud
wenn mau sich auch mit den Zieleu derselben einverstanden erklären kann, so folgt daraus doch
noch nicht, daß wir allem beistimmen und mit jedem Satze derselben einverstanden sind.
Meine Herren! Ich bin der Ansicht, wenn dem Pruviuziallandtage eine Vorlage gemacht wird,
so müssen doch unbedingt diejenigenPunkte genan spezisizirtwerden, worüber sich der Pruvinzial-
landtag zu entscheiden hat. Die Punkte sind zwar spezisizirt iu dem eisten Bericht, welcher
über die Ncisc nach Elsaß-Lothringen handelt, das sind aber Spezifikationen, die auch der Landtag
unmöglich annehmen kann, da heißt es z. V, unter 1:

„Im Allgemeinen steht iu Bezug auf deu Uutcrhaltungszustand der Provinzialstraßcn,
insbesondere was die Fahrbahn anbelangt, die Nhcinpruvinz hinter der Pfalz, Elsaß-Lothringen
und selbst Vadcu uicht zurück, nur ist der Zustand der Bankette, der Gräben, Rinnen und
Böschungen iu Baden ein wesentlichbesserer."

Meine Herren! Das ist die Eonstatirung einer Thatsache, welche die Commifsion, die
damals Elsaß-Lothringen bereist hat, ja sehr wohl vornehmen konnte, aber es kann doch unmöglich
der ganze Pruvinziallandtag, der die Reise nicht mitgemacht hat, constatircn, wie der Zustand
der Straßen in Elsaß-Lothringen gewesen ist. Also ich meine, eine Zurückbezichungauf diesen
Bericht ist auch nicht thunlich. Ich bin der Ansicht, daß, wenn wir die Nr. 1 des Antrages
annehmen, wir der Verwaltung eine Art Vlancowechselausstellen, alles mögliche zu thnn. was
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aus dicscu verschiedenen Berichte» herausgelcscu werdeu köuute, uud es scheint mir absolut
uuthunlich, einen derartigen Antrag anzunehmen. Ich wiederhole, mit den Zielen, welche die
beiden Berichte verfolgen, bin ich im Großen uud Gauzeu ciuverstaudeu, sie siud mir sehr
sympathisch,aber ich meine, es muß Aufgabe der Commission sein, die einzelnen Punkte, worauf
sich der Beschloß des Landtags erstrecken soll, zu spezifizireu, aus den beiden Berichten heraus¬
zuschälen, was sich als Antrag zur Beschlußfassung des PruviuziallandtagcZ eignet. Iu der
Form aber, wie hier vorgeschlagen,ist die Annahme unmöglich.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Der Herr AbgeordneteKrawiukel hat das Wort.
Abgeordneter Krawiukel: Ich habe als Mitglied der Facbcommissionsehr gcru die

Erklärung des Herrn Abgeordneten Fritzen vernommen, und ich hure eben so gerne, daß der
Bericht, wie er nns hier vorliegt, in der Fachcommissionverhandelt werden soll, da das Plenum
uicht in der Lage ist, seine Ausichteu hier heute ohne Weiteres znm Ausdruckezu bringen. Ans
der anderen Seite muß ich aber auch mit Freude auerkeunen, daß endlich einmal Gelegenheit
gegeben wird — ich sitze hier nuu zum dritteu Male als Mitglied in diesem Landtage nnd
habe bei verschiedenen Gelegenheiten das vermißt — hier im Plenum zur Provinzial-Straßcn-
Verwaltung das Wort nehmen zu köuucu. Ich bedaurc, daß die Straßcubnuverwaltnng hier
bei den Plenarverhandlnngcu früher fu schlecht weggekummeu ist und freue mich, daß sie
diesmal einer besonders gründlichenBeurtheilung unterzogen werden kann. Ich habe deu Bericht,
den die Studiencommission über ihre Reise in Elsaß-Lothringen, in der Pfalz nnd in Baden
erstattet hat, auch mit großem Interesse geleseu uud ich taun sagcu, daß so interessant er auch
ist und so eingehend die Darstellungen gegeben sind, ich im Eiuzelneu doch fast Ursache Hütte,
die Pruviuzial-Straßenverwaltuug gegen sich selber in Schutz zu nehmen. Die Statistik, die
darin über die Kilometerkustender Straßenverwnltung gegeben ist, kaun allerdings, wie es auch
der Proviuzialausschuß gcthau hat, dahiu führen, zu sage»: es kann doch noch billiger verwaltet
werden, das ist nachgewiesen durch die Kosten und den Zustaud der Straßen in anderen
Staaten. Auf der anderenSeite ist aber coustntirt, daß die Verwendung au Material in den ver»
fchiedenen anderen Staaten durchweg eine bedeutendgrößere ist, als in Rheinland, uud zwar so
erheblich, daß man sich wirklich fragen muß, ist das möglich gegenüberder wohl unbestritteneunnd
auch gestern von dem Herrn Laudcsdirettor mitgetheilten Thatsache, daß der Verkehr bei uns doch
wohl nicht geringer sei, als auch iu deu nudercn Staaten. Für den Verkehr hat der Pruvinzial-
""sschuß keine Zahl angegeben,nnd man kann also nur auf Aualogien oder aus Analogien schließen,
wie denn das sich gegenseitigverhält. Ich für meine Person, der ich mich auch mit diefen uud
Mcu technischen Dingen beschäftigthabe, habe es für nicht ungeeignetgehalten, den Verkehr nach
den Eisenbnhnverhältnisscnzn bcmesseu, und es ist mir aus frühereu Beschäftigungenbekannt, daß
beispielsweisedie Direktion Elberfeld eine kilometrifchcVetriebseinnahme hat, die hanptfächlich
bekanntermaßendurch den Güterverkehr gestellt wird. Im Jahre 1888/89 glaube ich. warm es
l'1000 M. pro Kilometer, Die rechtsrheinische Eisenbahn, die sich ja weit hinaus bis nach Bremen uud
Emdeu nach Norden erstreckt, und die theilwcise öde Gegenden durchzieht,hat uur, wenn ich mich
ncht erinnere, etwas über 36000 M. pro Kilometergehabt. Die linksrheinische Eisenbahn, die fuzu-
lagen einzig und allein ans die Nheinprovinzangewiefcn ist, hatte weit über 40 000 M. kilometrifchc
Nsenbahneinnahmc,während Baden, wenn ich mich recht erinnere, mit kaum 30000 M. pro Kilo
Meter figurirt. Daraus taun man doch nur schließen — und ich glaube, eiuen Beweis weiter nicht an-
treten zn brauchen — daß die Belastnng unserer Provinzialstraßen ganz gewiß keine geringere,
sondern eine erheblich größere ist, als in den übrigen Staaten, die von der Commissionbereist
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worden sind. Es steht trotz alledem nun in dein Bericht, daß die Materialverweudnng in der Rhein»
Provinz eine ganz außerordentlich viel geringere, um 25—38"/« geringere ist, als in den übrigen
Staaten, und daß an soustigcu Ausgaben in Folge dessen zum Theil mehr verwendetwar, als in
den übrigen Staaten. Wie erklärt sich diese Sache, uud da glaube ich iu der That, hat der Proviuzial-
ausschußeiucu Weg bcschritteu, den ich nicht voll billigen kaun, denn in Wirklichkeit ist die Ve»
Wendung des Materials nach den Verkehrsverhältnissen,wie ich sie dargestellt habe, eben eine so
viel bessere gewesen,wie in den andern Staaten, nnd ich kann wohl der Provinzial Straßcnver»
waltung das Eumpliment machen — und ich glaube Sie werden mir beipflichten müsse» — daß
gerade in der besseren Verwendung des Steinmaterials — und es ist nicht einzig uud allein au
der Güte des Materials gelegen — außerordentlichviel mehr erreicht ist, als in anderenStaaten,
und das führe ich speziell nach meincin Standpunkte darauf zurück, daß die Provinzial-Straße»»
Verwaltung, wie wir sie haben, nicht blos das Flicksystem verfolgt, sonderu das Deckensystemmit
der Dampfwalze. Wer Mitleide» hat mit dem Vieh -^ und der Gerechte erbarmt sich seines Viehs —
der soll es dankbar auertennen, wie uusere Straßenverwaltnng die Decken herstellt. Es ist geradezu
mustergültig und dem frühereu Zustcmd mit dem elenden Umspannen an den Ecken nnd Enden der
Straßen, niit den Qualen des Zugviehes iu dem lose aufgeworfenenSchotter ist einzig und allein
und nirgends iu der Vollkommenheit wie in unfcrcr Provinzial-Straßenvcrwaltnug abgeholfen.Damit,
meiue Herren, erklärt sich, daß diese 29 «Kni pro Kilometer thatsächlich eine ganz andere Wirkung
gehabt habe», als größere Zahleu iu den anderenStaaten, denn in Wirtlichkeit,wie ich schon gesagt
habe, ist der Verkehr ein weitaus größerer als in den Staaten, die zur Vcrgleichuughernugezogen
sind. Das Flicksystem mit dem Liegenlassen des aufgeworfenen Schuttes uud das Durchwürgcn der
Fuhrwerke auf deu Strecken kann und muß ja auch bei uns, wie es ja auch thatsächlichseit Jahr
und Tag geübt wird, beibehalten werden, in dem Siuuc, daß kleiue Ausbesserungen,die nothwendig
werden, in dieser Weise hergestelltwerden. Da tanu eiu Fuhrwerk uud ein Gespann im Anlanfe,
wie im Eifeubahnbetrieb bei kurzen, besonders starken Steigungen, eben durchgeschleppt werde»,
ohne daß gerade das Gespanndarunter zu leiden braucht, aber wahrlich nicht auf länger» Strecken.
So, wie ich die Sache verstehe, muß ich sagen, daß, wenn man in anderen Staaten das System
der Dampfwalzen uuch nicht aufgenommenhat, man ganz bestimmt nicht ans der Höhe unserer
Provinzial'Straßeuvcrwaltung steht, und iusoferu erkenne ich durchaus nicht an, daß die Eommissiou
»ud der Provmzinlausschuß da die Quintessenz der Stmßcnvcrwaltung nnd der Straßcnuuter-
haltung richtig auffaßt, denn so erklärt sich die Verwendung des Materials mit höheren Nrbeits»
löhnen, niit höheren Aufwendungen für die Dampfwalzen ganz einfach und viel besser als auf
andere Weise. Es steht da, daß Baden ja nur 480 M. pro Kilometer Straßenbau aufgewendet
hat, und daß der Zustand im Straßenbau von der Eommissiun als ein vorzüglicher anerkannt
worden ist, woran wir uus eiu Muster uehmeu könnten. Anf der anderen Seite heißt es in dem
Vorschlage zur Errichtung der Schule zur Ausbildung des Personals ausdrücklich: „Was die
finanzielleSeite dieser Neuerung betrifft, fo glaubt zwar der Pruviuzialausschuß eine Erneuerung
direkt dadurch nicht herbeiführen zu können, weil der Lohn für die Wärter dem auch jetzt veraus¬
gabten Lohne für die Straßeimrbeitcr gleichkomme!!wird," Ich für meinen Theil bin überzeugt,
daß die Vervollkommnungund Verschönerung der Straßen ganz gewiß auch wieder Neuansgaben
erfordern wird. Die Herstellung der Niuuen und Pflaster, Gräben und Böschungenin der sauberen
und tadellosenAusführung wie in Baden wird wieder nene Ausgaben zeitigen und nicht so ganz
spurlos aus dem Etat verschwinden. Aus diesem Grunde glaube ich, daß man sich mit dem Ge¬
danken erustlich abfinden kann, daß auf die Dauer doch keine so erheblichenErsparnisse iu der
Stmßenvcrwaltung zu erzielen sind.
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Der eine Punkt, den der Herr Landesbanrath hervorgehoben, uud den auch der Herr
Landcsdirektor erwähnt hat, daß eine Vergrößerung der Belaufe für die Straßeuauffeher herge¬
stellt werdeu wird, wird eiue wefcutlicheErsparnis; herbeiführen. Ich muß aber cmdererfcits
auch betonen, daß wir trotzalledcm immer noch mit einer großen Anzahl älterer Straßenauf-
scher zu thun haben, die doch nicht ohne weiteres verschwindenkönnen, nnd insofern findet sich
hinsichtlichdes Znsammenhangs zwischen einst uud jetzt die einfachste Erklärung für die etwas
höheren Ansgabeu nnferer Strnßenverwaltnng.

Der Herr Landesdircktor hat gestern bereits mitgetheilt, wie denn die Ergebnisse bei
den früheren Straßenvcrwaltungcn und den Distriktsstrnßen und den jetzigen Provinzialstraßen
sich gestaltet haben. Er hat uus augegebeu, daß die 2311 Kni mit ciucr Dutationsrcnte von
2 056 000 M, an nns gekommen sind — das entspricht einem Aufwande vuu 890 M. pro
Kilometer - nnd daß selbst die Distriktsstraßen von unzweifelhaft geringerer Bedeutung bei
4165 Km 2 314 000 M. Kosten hatten, also 595 M. Pro Kilometer ausmachen. Das sind
Zahlen, die schlagend darthuu, daß in Wirklichkeit unsere Straßcnverwaltung eine vervollkommnetere
gewesen ist, daß sie überall Ersparnisse zu machen gewußt hat, nnd ich komme immer wieder
darauf hinaus, daß dicPruviuzial-Straßcuvcrwnltuug der Rheinprovinz doch eine vervollkommnete«,
bessere Technik in Bezug auf das Straßenbauwcfen erreicht hat, als alle anderen Straßenbau-
verwaltuugeu ergeben haben. Auch diese Anerkcnunug sind wir, glaube ich, in erster Linie dem
Herrn Laudesbaurath schnldig, der, soviel mir bekannt, die Einführnng der Dampfwalze zu
Wege gebracht hat nnd damit die Resultate, dcun es ist sicher, daß ans Miseren Straßen größere
Lasten auch vuu ciuem Fuhnuert uoch geleistet werden können, als das bei vielen anderen Straßen¬
bauverwaltungen der Fall ist.

Dagegen habe ich mich mit besonderer Freude auch dem Gedauken noch anschließen
können, der in dem Bericht der Commission auf Seite 3 steht, in den: es nämlich heißt: „In
allen drei vorgenannten Staaten besteht die übereinstimmende Einrichtung, daß auch bei den
Straßen uud Wcgeu der Kreis- uud Gemeiudeverbändc die ceutrale Straßenbauverwaltuug als
Ueberwachuugs- uud leitende Instanz auftritt und zwar, wovon fpätcr die Rede fein foll, zum
großen Nutzen des Ganzen".

Meine Herren! Dieser Gedanke hat auch seiner Zeit im Jahre 1888 die gruud-
sätzliche Erörterung in der Wegcbaucommissiongefunden, nnd es wurde damals mit Intereffe
dem Antrage entgegengesehen, der bezüglichder Unterstützung des Gemcindewegebaneserwartet
werden sollte. Der Provinzialansschuß hat im Jahre 1890 eine Vorlage darauf bezüglich
machen wollen. Dieselbe ist aber zurückgezogen worden mit der Mutiuiruug, daß die Staats-
regicrung beabsichtige, hierauf bezüglicheVorschläge zu macheu. Diese liefen darauf hinaus,
daß der Kreis einen wcfcntlichenTheil der Gemeindewegelast übernehmen sollte. In Bezug
auf die Anfchannng, die in dem eben verlesenen Satze vorhanden ist. möchte ich auch noch
darauf hiuweifen, daß damals in der Denkschrift des Provinzialausschusfes mitgetheilt wurde,
die Gemeinden mit Ansnahme der eximirten großen Städte wendeten in der Rhcinprovinz
jahrlich 4 564 000 M. auf die Wcgebauteu und deren Unterhaltung an. Wcuu Sie daraufhin
die Refultate ansehen nnd erwägen, daß diese Lasten, die wir damals überwiesen, 30 °/° der
damaligen direkten Stantsstcner betragen, so mnß ich an meinen: Theil offen der Anficht Aus¬
druck geben, daß die Uebcrweisuug der Proviuzial-Distriktsstraßen an die Kreise der größte
Fehler' wäre, den die Verwaltung machen könnte. (Bravo!) Es wird mit Recht in diese,»
Satz darauf Hingewiefeu,daß es den Kreisen und Gemeinden an geeignetem technischen Personal
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fehle. (Sehr richtig!) Es kann nirgendwo mit Grund behauptet werden, die Gemeinden leisteten
mit schweren Opfern, die sie sich auferlegen müßten, das höchst mögliche,uud weun ich schon
vorhin Anlaß genommen habe, die ausgezeichneteAusnutzung unseres Steinmatcrials in der
Provinzial-Straßenverwaltung anzuerkennen, so muß ich auch betonen, daß der Kreis oder die
Gemeinde — denn es kann sich hier nur um die Gemeinde handeln — daß die Gemeinden
aus Mangel an technischer Keuntniß nirgends das leisten, was sie mit den Mitteln zu leisten
hätten, die sie aufbringen. Es ist zu bedauern, daß kein Mittelglied besteht, und insofern will
ich auf den in dem Bericht ausgesprochenen Gedanken eingehen, daß die Uebcrgangsformen
zwischen den Gcmeindewegcnnnd Proviuzialstraßen nicht vorhanden sind, au die mau geringere
Anforderungen stellen könnte, nnd die dementsprechendauch billiger verwaltet werde» könnte».
Aber wie die Sache liegt, wäre es der größte Fehler, den Sprung in's Dunkle zn machen, um
die großen Summen auch fcruerhiu in der Weise vergeudenzu lasseu, wie es schon so lange geschehen
ist, und wie es durch die Vorlage, die uus vor zwei Iahreu gemachtwerden sollte, eigentlichbeseitigt
werden sollte. Es war damals in der Fachcummissio»eine Stimme darüber, daß die Gemeinden
thatsächlich doch nicht die rechten Träger der Wegelast seien, weil sie es nicht verständen, die
persönliche»techmschen Kräfte zu gewinnen, die nothwendig sind, um fachgemäß zu verfahre».
Es ist ja ga»z klar, daß, vergliche» mit unseren Ausgaben im Provinzialstraßenwescn von
4 800 000 M., die dafür aufgewendet werden, die 4 564 000 M. anch viel zu viel sind, denn
in Wirklichkeit sind die Gemeindenwege nicht entfernt so belastet, wie die Provinzial- oder
Hauptstraßen. In dem Sinue meine ich nun, dürfte wirklich der Antrag des Provinzial-
ausschusscs,eine Schule zu errichten für die Ausbildung von Straßentechnikern und Melioratiuns-
techuikeru selbstverständlichals außerordentlich förderlich für die Entwickelung nnfcres Straßen¬
wesens begrüßt werden. Wir werden dadurchmöglicherweisein die Lage gebracht,den Gemeinden
oder den Kreisen eiuen Theil der unwesentlicherenStraßen oder die uuwichtigercn Straßen
sämmtlich zn überweisen. Das kann aber erst dann kommen, wenn wir anch die Praventiv-
maßregel getroffen und dafür gesorgt haben werden, daß die Gemeinden ein technisch aus¬
gebildetes Personal in diese Verwaltung bringe» lömicn nnd so in der Lage sind, billiger zn
Wirthschaften,weil ihnen die Ackanntfchaft mit der nnmittclbarsten Umgebnng selbstverständlich
Gelegenheit geben wird, hier uud da zu sparen. Diesem Gedanken habe ich Ausdruck geben
wollen und sollen, daß damit in der That der Etat uuserer Straßenverwaltung anch hinreichend
vertheidigt worden ist gegen den Provinzialausschuß selbst. Ich habe immer mit Besorgnis;
angesehen uud habe es gestern mit großer Freude begrüßt, als der Herr Abgeordnete Fritzen
darauf hinwies, daß wir uns fehr leicht einmal verheddern könnten, wenn wir die Straßen-
Verwaltung in die Lage brächte», Straßen zu Gründe gehen zu lassen, nm sie nachher wieder
neu zu bauen. Wir werden vielleicht hier oder da derartige Ausgaben kennen lernen. Ich
Persönlichweiß, wie es in unserem Bezirke im Kreise Gummersbach gegangen ist, als die
Straße stärker belastet wnrde durch die Eröffnung der Eisenbahnen. Ich möchte dringend
bitten, meine Herren, dem Vorschlage des Provinzialausschusses voll uud gauz beizustimmen.
(Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Es wünschtNiemand mehr das Wort. — Ich
schließe daher die Diskussion nnd ertheile das Schlußwort dem Herru Referenten, Landes¬
direktor Kleiu.

Berichterstatter Landesdirektur Klein: Meine Herren! Es haben zwei Redner zur
Sache gesprochen. Herr Abgeordneter Fritzen hat beantragt, diese Angelegenheit an die Fach-
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commiffion und zwar an die III. Facheommifsio», welche für den Straßenban eingesetztist,
zu überweisen. Er führt hierfür einen formellen nnd einen materiellen G'mnd an. Der
formelle Grund gipfelt dahin, daß die Anträge des Provinzialansfchnffes zu weitgehend feien
und in der gestellte» allgemeinen Furm nicht angenommen werden könnten. Ich möchte hierauf
bemerken, daß, wenn es in dem Antrage heißt, der Landtag wolle sich mit den Vorschlägen des
Pruvinzialansschnsses einverstandenerklären, darin eine uinkulireude Beschlußfassungvon irgend
welcher Bedeutung nicht gefunden werden kann. Aus dem allgemeinen EinVerständniß kann
meiner Ansicht nach nichts weiter herausgeschält wcrdeu, als daß Sie damit einverstanden siud,
daß eine Schule für uiederc Techniker errichtet werden foll. Das ist das punoww »ali««»
des ganzen Antrages uud selbst dieser Autrag geht nicht weiter, als daß die vorbereitenden
Schritte zur Einrichtung der Schule gefcheheu folleu. Darunter verstehe ich mit dem Provinzial-
ansfchuß, daß wir uns umsehen sollen nach Lehrkräften, Lokal, Lehrplan, und daß Alles in
derselbe» Weise dem hohen Hanse unterbreitet werden soll, wie dies gegenwärtig bei der
Angelegenheit der Errichtung der Weinbauschule i» Trier gefchche» ist. Es wird also i»
keiner Weife Ihrer weiteren Vefchlnßfaffung vorgegriffen, fondern wir folleu nur Schritte vor¬
bereite,, aber keine Ausführungen troffen, fonder» alles fo vorbereite», daß »„mittelbar nach
dem zunächst zusammentretenden Landtage, welchem die freie Entschließung vorbehalten bleibt,
die Schule ins Leben treten kann.

Was die Sache selbst anbelangt, so hat sowohl der Herr AbgeordneteFritze», wie der
Herr AbgeordneteKrawinkel mit den gestellte» A»träge». in den, allein zur Sprache kommenden
Punkte der Errichtimg der Schule, sich einverstanden erklärt, und ich möchte bei dieser Sachlage
annehmen, daß bei einer nochmalige» Verha»dl»»g i» der Commission wohl kaum ein anderes
Resultat herauskommen würde.

Weun ich auf die drei Punkte, die Herr Abgeordneter Krawinkel berührt hat, noch
kurz antworte,, darf, fo hat er erstens hervorgehoben, daß der Verbrauch der Rheinprovinz a»
Steimnaterial ans de» Straßen im Verhältniß zu den Nachbarländer» ei» überaus geriugcr
ist. Diese Thatsache ist richtig, ebenso richtig ist auch der Grund, den der Herr Abgeordnete
Krawinkel dafür angeführt hat. Der Grund liegt einzig und allein darin, daß das Material
mittelst der Dampfwalze besser eingebaut wird. Es muß besseres uud härteres Material zur
Verwendung gelangen, weil die Dampfwalze dies Material crheifcht. Wenn ich festeres Material
"chnie und baue dasfelbc besser ein, so hält die Decke eben länger, nnd ich brauche eben weniger
Material im Durchschnitt. Bei dem früheren Einbau der Decken rechnete man, daß 25—30 "/»
des Materials verloren ging, bevor die Decke fest eingefahren war. Da ferner die Decke bei
dem Einbauen durch die Pfcrdewalze nicht so fest gefahren werden kann, daß sie nicht bei Frost¬
wetter sich auflockert und Nollsteine sich bilden, so ging auch noch nach dem Einbauen der
Decke ein großer Theil des Materials zn Grunde.

Wenn der Herr Abgeordnete Krawinkel dann zweitens darauf hingewiesen hat, daß
bei der Ausführung der Reform, welche die Straßenverwaltung in Aussicht genommen, wohl
"hcbliche Rednktionen des Etats nicht zu erwarte» seie», so trifft er in dieser Beziehung
"gentlich dasjenige, was ich gestern ausgeführt habe und was wir immer an die Spitze stellen.
Wir sind zufrieden, wenn wir mit den vorhandenen Mitteln auskommen und eine Erhöhung
°es Etats für die laufende Straßenunterhaltung vermeiden können, aber ich glaube uicht, daß
wir eine Verminderung des Etats i» Aussicht stellen können. Es ist dies auf abfehbare Zeit
schon deshalb nicht möglich, weil wir ei»e Uebcrgcmgsperioded»rchz»machenhabe», in welcher
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uns viele Kosten treffen, welche später fortfallen. So muffe,! wir, so lange die alten Aufseher
uoch vorhanden sind, die Belaufe im jetzigen Umfange belassen und die Vortheile des besseren Ein-
baueus der Decke, die längere Dauer derselben machen sich erst nach der Uebergcmgsvcriode
geltend, wenn sämmtliche Straßen der ganzen Provinz vor und uach ucue Deckcu erhalten
haben. So lange das nicht der Fall ist, haben wir die Mehrkosten des Eiubaucns der Decken,
ohne daß der längere Turnus der Erneuerung sich voll geltend machen kaun.

Drittens ist der Herr AbgeordneteKrnwiukelauf die Vorlage zurückgekommen, welche dem
hohen Üandtnge im Jahre I8W unterbreitet wordcu war und damals zurückgezogen wurden ist.
Diese Vorlage betraf eine anderweite Regelung der Unterstützung des Eommnnalwegebanes. Die
Vorlage ist damals nicht zur Verhandlung gelangt, weil Seitens der KöniglichenStantsregierimg
mitgetheilt wurde, daß es in der Absicht läge, die Frage des Kreis- und Provinzinlwegebaues
gesetzlichanderweit in der Nheinprovinz zu regeln nnd in dieser Hinsicht dem Vorgange in anderen
Provinzen zu folgen. Es sind zwischenzeitlich auch in dieser Beziehung Schritte Seitens der
KöniglichenStaatsrcgierung gcscheheu, indem eine Vorlage ausgearbeitet und einer Berathung mit
Vertretern der Provinz unterzogen worden ist, allein die Sache ist noch nickt so weit gediehen, daß
in dieser Session Seitens der Königlichen Staatsregierung eine Vorlage gemacht wcrdeu konnte.
Aus dem angeführten Grunde ist Seitens des Provinzialausschusses in der Sache nichts weiter
geschehe«, er wollte vielmehr die Vorlage der KöniglichenStaatsregierung, welche für diefen Land'
tag noch erwartet wurde, abwarten.

Nachdemdie vorliegendeAngelegenheithier so ausreichend erörtert worden ist, nnd da,
wie ich nochmals hervorhebe,die Anträge des Provinzialausschussesmir dahin zu verstehen sind,
daß weitere Konsequenzen ans der Annahme der Anträge uicht gezogen werden sollen, als daß auf
dein Gebiete der Errichtung der Schule lediglich vorbereitende Schritte zu geschehen haben, so
glaube ich, daß die Sache heute im Plenum wohl ihre Erledigung finden könnte.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Wir kommen znr Abstimmung nnd haben uns
zunächst schlüssigzn machen über den Geschäftsordnnngsantrag des Herrn AbgeordnetenFritzen,
nämlich diese Nummer der Tagesordnung au die III. Fachcommissionznr Prüfung und Bericht-
erstllttung zu verweisen. Wenn dieser Antrag angenommenwird, so bedarf es heute keiner weiteren
Abstimmungüber den Gegenstand.

Diejenigen Herren, welche nach dem Antrag des Herrn AbgeordnetenFritzen diese Nummer
an die III. Fachcommission verweisen»vollen, bitte ich, sich zu erheben, (Geschieht.) (Zurnfe.)

Das Ergebniß wird in Zweifel gezogen,ich bitte diejenigen Herren, sich zu erheben,welche
nicht mit dem Antrage einverstandensind. (Geschieht.) Das ist die Majorität.

Wir kämen daun zur Abstimmungüber die Anträge des Provinzialausschusses.Ich werde
dieselbengetrennt vornehmen lassen. (Rufe: Zur Geschäftsordnung!) Ich kanu das Wort nicht
ertheilen, denn wir befindenuns in der Abstimmung. Also ich bitte diejenigenHerren, welche den
Antrag des Provinzialausschusses,nämlich:

„Der hohe Landtag wolle nach Kenntnißnahme von dem Berichte der Commission zur
Prüfung der Wegeucrhältnissein der hessischenuud bayerischeu Pfalz, in Baden nnd
Elsaß-Lothringen sich mit den in diesen: und in dem vorstehendenBerichte entwickelten
nnd begründeten Ansichten einverstandenerklären",

annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit. (Rufe: Zur Geschäfts-
ordnung!) Wir sind in der Abstimmung, ich darf jetzt keine Aeußerungenzulassen.
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Wir kommen zum zweiten der Anträge. Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Autrage
des Provinzialausschusses:

„den Proviuzialausschuß zu beauftragen, einem demnächst zusammentretenden Provinzial»
landtage einen Entwurf zur Errichtung einer Schule für niedere Techniker des Wege-
uud Wiesenbaues zur weiteren Beschlußfassungzu uuterbreiteu und alle Schritte vor»
zubereiten, welche für das Iuslebentreten einer solchen Anstalt erforderlich erachtet werden",

ihre Zustimmung geben wollen, sich zu erhebe». (Geschieht.) Das ist die große Majorität.
Also der zweite Autrag des Provinzialausschussesist cmgeuummen. Ich coustatire hiermit

diese» Beschluß.
Wir gehen zum folgende» Gegeustaudeder Tagesordnung über:

Bericht des Provinzialausschusses über deu Erlaß und die Ausführung
des Gesetzes, betreffend die Heranziehung der Fabriken :c. mit Voraus
leistuna.cn für den Wegebau in der Rheinprovinz, vom 4. Angust 1891.

Der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher-Antweilerwill die Güte haben, die Ver¬
tretung des erkranktenReferenten des Ausschusses, des Herrn Majors a. D. Schmidt von Schwiud
zu übernehmen. Ich ertheile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren!
Der Gegenstand, der uns jetzt beschäftigt, betrifft die Nr. 15 der Drucksachen. Ein Antrag ist
Seitens des Provinzialausschusses nicht gestellt, sondern es handelt sich eigentlich lediglich um
eine Mittheilung, nämlich, daß ein Wnnsch, welchen der 33. Provinziallandtag am 11. Februar 1888
hinsichtlichdes Erlasses eines Gesetzes über Voranslcistnngcn zum Wegeban für die Rheinpruvinz
ausgesprochenhat, jetzt erfüllt worden ist dnrch die Publikation des Gesetzes vom 4. August 1891.
Den ganzen Bericht zu verlesen, wird wohl nicht gewünscht? — Dann habe ich vorläufig weiter
nichts zu bemerken. (Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Diskussiou über den Gegenstand.
Wünscht einer der Herren das Wort? — Ich ertheile dasselbe dem Herrn AbgeordnetenGrafen
von Brühl.

Abgeordneter Graf von Brühl: Meine Herren! Ich glaube, das neue Gesetz hat der
Nheinprovinz einige arge Schmerzen bereitet; und ich meinte, daß die Vorlage des Provinzial¬
ausschusses,der Bericht, der erstattet worden ist, dazu dienen sollte, diefe Schmerzen gewissermaßen
zu stillen und zu zeigen, daß die Provinz doch nicht so böse ist, wie sie aussieht. Es siud da allerlei
Anforderungen gestellt worden. So wurde einer kleinen landwirtschaftlichen Bernfsgenossenschaft
auf dem Lande, die einen Waggon Futtermittel bezogen hatte, gesagt: Ihr müßt auch zahlen;
thatsächlich aber war die Berufsgeuusseuschaftin der Lage, nachzuweisen,ldaß sie die Straße
überhaupt nur ein oder zwei Tage im Jahre benntzt hat, und daß zufällig der Zähler an diesen
Tagen gezahlt hat. Ich glaube, das ganze Verfahren, wie es jetzt wegen der Präzipualleistungen
nöthig geworden ist, wird dahin führen, daß wir die alten geliebten Chausseebäumewieder
«»führen. Das Verfahre» ist ei» so weitläufiges, daß ich beinahe befürchte, uusere gcsammte
Straßcnverwaltung wird an dieser Aufgabe scheitern, und es wird nicht möglich sein, einen
gerechten Maßstab dllfür zu gewinnen. Vielleicht würde es viel richtiger sein, wenn wir wieder
die Schlngbänme anschaffen oder »ach dem süddeutschenVerfahren, welches so viel als Muster
hingestellt worden ist, dazu übcrgeheu, daß diejenigenGemeinden zunächst, die besonderenNutzen
von den Straßen haben, eine Art Präzipnallcistnng zahlen. Das ist ja nun leider bei unserer
Gesetzgebungnicht möglich. Es steht zwar in der Provinzialordnung drin, daß die Provinz
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beschließenkann, daß, wenn ein Landcstheil oder ein Theil der Provinz von einer provinzialen
Einrichtung besonderen Vortheil hat, die Provinz auch einen Theil der Lasten vorweg ihm
znschreibenkann. Es würde das aber vielleicht mit dem Dotationsgesetznicht ganz in Einklang
stehen und es könnten noch andere Schwierigkeiten entstehen. Wie gesagt, ich will nur bei dieser
Gelegenheit deu Gedaukeu anregeu: Ist es überhaupt möglich und durchführbar bei dem
jetzigen System der Vertheilnng der Prcizipualleistungen zu einem gerechten Verfahren zn kommen?

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Weiter Hai sich Niemand zum Worte gemeldet.
Ich ertheile dem Herrn Referenten das Schlußwort.

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antwciler: Meine Herren!
Ich habe den stenographischenBericht der Sitzung vom 11. Februar 1888 nicht in der Hand
nnd kann daher nugcublicklichnicht constatiren, ob die interessanten Ausführungen des Herrn
Grafen Nrühl vielleicht damals von ihm bereits gemacht worden sind, oder ob er sie damals
zn machen unterlassen hat. Jedenfalls gehörten sie an den Tag hin. Heute handelt es sich
nur um die Mitheilung, daß das von Ihnen erbetene Gesetz erlassen wurden und in der Aus¬
führung begriffen ist.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Durch die Entgegennahme des Berichts des
Provinzialansschusfes ist der Gcgeustaud erledigt.

Wir gehen nun zum folgendenGegenstand der Tagesordnung über, nämlich zu Nr. 8:
Bericht und Antrag des Provinzialansfchusses über die Veränßernng
eines Grundstückes bei Lützel-Cobleuz.

Der Berichterstatter des Provinzialansschusfes ist Herr AbgeordneterKlein. Ich ertheile
ihm das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Klein: Meine Herren! Der Provinzialverband besitzt in
der Gemeinde Nenendorf bei Lützel-Coblenzan der Köln-Mainzer Provinzialstraße eine Parzelle
von 7 '/2 Ar nnd diese Parzelle ist im Augenblickverpachtet. Auf einem Theil ist ein Geräthe-
schuppen für die Straßeuverwaltung errichtet, und für diefe Parzelle sind schon in früheren
Jahren Anträge auf käuflichen Erwerb gestellt worden, und um den Werth des Grundstückes
kennen zn lernen, hat man das Grnndstück zum Verkauf ausgestellt Es wurden aber Beträge
geboten, die dem wirklichen Werth des Grundstückes nicht entsprachen, wenigstens nach dem
Urtheil von Ortskundigen, und man war deshalb augenblicklich nicht in der Lage, einen Maximal¬
preis angeben zu können, uud außerdem kann man auch keinen Bieter vorschlagen. Aber bei
dem großen Werth, den die Parzelle hat, ist der Proviuzialausschuß der Ansicht, daß dieselbe
für die jetzigen Zwecke keine Verwendung mehr finden könne. Vs ist ein Gebot von 12 500 M. auf
die Parzelle gemacht worden. Also unter den obwaltenden Umständen ist der Proviuzial¬
ausschuß der Ausicht und glaubt, Ihnen den Vorschlag empfehlen zu muffen, die Parzelle z»
verlaufe», entweder öffentlich oder aus freier Hand, und er beantragt deshalb beim hohen
Landtag:

„Der Provinziallandtag wolle sich mit dem Verkauf des fraglichen Grundstückes
einverstanden erklären und den Provinzialausschuß ermächtigen,den Verkauf desfelben
im Interesse des Provinzialverbandes bestmöglichvorzunehmen."

Stellvertreter Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Berathung — nnd fchließe sie,
da sich Niemand zum Wort gemeldet hat.

Ich darf wohl ohne besondere Abstimmung feststelle!,, daß der hohe Laudtag den
Autrag des Provinzialausschusses zum Beschluß erhoben hat.
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Wir gehen über zu Nr. 9 der Tagesordnung:
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffeud die Ueber
nähme der Straße von Essen nach Gelsenkircheu als Provinziatstraße.

Das Referat hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Solcmacher-Antweiler.
Berichterstatter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Es

handelt sich anch hier um eine Sache, welche, wie ich glaube, sehr kurz abzumachen ist. Der
hohe Landtag hat beschlossen, daß die Straße von Essen nach Gelsenkircheu für die nächsten
Etatsjahre aus Provinzialmitteln erhalten werde, uud der Provinzialausschuß soll darauf
Rücksichtuehmen, daß dieselbe unter die Zahl der Staatsstraßen aufgeuommeu werde. Die
Unterhaltung hat zwei Jahre stattgefuudeu, 7000 M, sind jährlich dafür ausgegebeu wurden
und es wird dem Beschluß von früher dadurch eutsprochen, daß der hohe Landtag nuumehr
beschließt,diese Straße uuter die Zahl der Provinzialstraßen aufzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wünscht einer der Herren noch das Wort?
Der Herr Abgeordnete Bönnigcr hat das Wort.

Abgeordneter Bönniger: Ich möchte bei Gelegenheit vorliegendenAntrages auf einen
Fall hinweisen, wo das umgekehrtestattgefunden, nämlich daß die Provinzialverwaltung eine
Staats- refp. Provinzialstraße zur Unterhaltung an einen Stadtkreis übergeben uud dafür an
die Stadt Vergütung gegeben hat.

So sind vor 7 Jahren an die Stadt Ercfeld die in ihrem Stadtgebiete gelegenen Pro.
vinzialstraßcn übertragen, sicher unter dcni Vorbehalt, daß die Stadt Crefeld diese Straßen in
vorschriftsmäßiger Weife unterhalte. Nun ist aber die Straße von Hüls nach Crefeld, wo fie
unter dem Stadtkreis Crefeld gelegen ist, in einem sehr schlechten Zustande, hauptsächlichdaher,
weil die Stadt Crefeld leiu Material aufträgt. Diefe Straße hat einen sehr bedeutenden
Verkehr, angeblich fahren dort über 700 Fuhreu täglich; in Hüls trifft bekanntlich der Kreis
Kempen und Geldern zusammen, dabei läuft auf dieser Straße für den Personenverkehr eine
Dllmpfstraßenbahn, wodurch der Fuhrverkehr eiugecugt ist. Jetzt ist diese Straße in einem so
schlechten Zustande, daß ich mehrmals von intercssicter Seite angegangen bin. hier an zuständiger
Stelle darauf aufmerksam zu machen, daß die Prooinzialvcrwaltuug die Stadt Crefeld auffordern
Möge, ihrer Pflicht nachzukommen,und diese Straße in vorschriftsmäßigem Zustande erhalte.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet.
Der Herr Referent verzichtetauf das Schlußwort. Ich kann wohl ohne besondereAbstimmung
annehmen,daß die Herren den Antrag zum Beschlußerhoben haben.

Wir haben nunmehr noch Nr. 10 der Tagesordnung zu erledigen:
Bericht uud Anträge des Provinzialausschusses, betreffeud Antrag der
Städte Barmen und Lüttringhaufen auf Uebernahme der sogenannten
Veckmaun'schen Straße.

Herr AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweilerwird die Güte haben, das Referat
zu übernehmen.

Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Hier handelt es
s'ch um einen eigenthümlichen Fall. Sie haben die Sache ja gedruckt vor sich. Eine Straße, die
v°r 50 Jahren nach Vertrag mit der Staatsregiernng von Privaten gebaut worden ist, sollte nach
Ablauf von 50 Jahren in das Eigenthum des Staates übergehen. Diefe 50 Jahre sind abge¬
rufen, der Staat ist im Besitze der Straße und behauptet nun Plötzlich, er hätte bei der Uebergabe
°" Straßen an die Provinz, diese Straße aufzuführen, nur vergessen; das ist sehr bedauernswerth

11»
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für ihn, aber daß wir darunter leide» sollen, hat der Provinzialnusschuß nicht zu finden vermocht.
Der Proviuzialausschuß ist sehr gerue bereit, die Straße zu übernehmen und zn unterhalten, aber
gegen Entschädigung. Wer nun die Entschädigungzahlt, ob fie der Staat zahlt, oder ob sie die
pctitiouireudeu Städte zahlen, oder ob fie die früheren Bauherren zahlen, das ist für die Provin-
zialverwaltnng ganz irrelevant. Was die Provinz billiger Weise thnn kann, ist, daß sie durch ihre
Organe die Straße unterhalten läßt. Aber die Kosten müsse» von dem getragen werden, dem die
Lasten obliegen. Der Antrag geht daher dahin:

„Der Provinziallandtag wolle:
1. den Antrag der Städte Barme» und Lüttringhauscn ablehnen;
2. sich damit einUerstnudcu erklären, daß die fragliche Straße, soweit sie in der Rhein«

Provinz belegenist, gegen Entschädigung in die Verwaltung und Unterhaltung der
Provinz übernommenwird und dem Provinzialausschnssedas Weitere überlassen."

Stellvertretender BorsitzenderIauß en: Ich eröffne die Diskussionund ertheile das Wort
dem Herrn AbgeordnetenEiseulohr:

AbgeordneterEisenlohr: Meine Herreu! Der Fall liegt nicht so einfach, wie der
Herr Referent ausgeführt hat. Es kann der Stadt nicht zugemuthct werden, irgendwie einen
Beitrag zu den Kosten der Unterhaltung zn zahlen — darin werden Sie wohl alle einverstanden
sein, (Widerspruch)— sondern die Stadt Barmen steht in contraktlichem Verhältniß mit dem Staat.
Der Staat hat vor 50 Iahreu erklärt: Nach 50 Jahren übernehmeich die Straße. Heute sagen
die zustäudigcuHerreu Minister: Die Wegegelderkönnten auf eine Corporation übertragen werden,
so daß die einstweiligeUnterhaltung aus dem aufkommenden Betrage zu bestreitcn sei.

Ja, meine Herren, die Wegegelder sind ja aufgehoben worden. Es ist am 1. Januar
der Vertrag damit fällig geworden, daß die Straße in den Besitz des Staates übergegangen ist.
Am 1. Iauuar sollte das Wegegeld aufgehoben werde»; aber es wurde provisorisch furterhobcn
und durch Erlaß des Regierungspräsidenten ist nun erst kürzlich die definitive Aufhebung des
Wegegeldes verfügt worde». Diejenigen Leute, die bestraft worde» sind, weil sie das Wegegeld
nicht bezahlt habe», si»d jetzt wieder freigesprochen wurden. Und wenn von der Staatsregirrung
bei der Dotation vergessenworden ist, die Straße anzuführen, so muß er nach meinem Dafür¬
halten dafür aufkommen; unmöglich kann die Stadt dazu herangezogen werden, dicfe Straße
zu unterhalte». Die Straße ist i» ei»em Zustande, daß sie effektiv nicht länger so bleibe»
kann. Es mnß sofort eingeschritten werden, uud ich möchte das hohe Haus dringend bitten, die
Petition der Städte Barmen und Lüttringhansen zn unterstützen und zu genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender I anßen: Der Herr AbgeordneteKattwinkel hat das Wort.
Abgeordneter Kattwinkel: Mei»c Herren! Nach den bisherigen Ausführuuge» ist es

zweifellos, daß wir es hier gewissermaßen mit einem Landarmen auf dem Gebiet des Straßen-
Wesens zu thuu habe». (Heiterkeit.) Die Straße ist vou ihre» Erzeuger», vu» ihre» Eltern
verlassen. (Sehr gut!) Der Staat will sie nicht haben, die beteiligten Gemeinden können sie
nicht nehmen, und es wird schließlich nichts cmdcrs übrig bleibe», als daß sich die Provinz
vorläufig dieses Landarmen aunimmt. Es wird dann wohl Aufgabe der Provinz sein, sich mit
dem Staat, der ja eigentlich damals den Fehler gemacht hat, i» Verbindung zu setzen, um
eine Entschädigung für die Unterhaltung zn bekommen. Die Straße ist feit Anfang d. I- g"'
nicht mehr unterhalten worden. Sie ist zwar in einem größere» Zuge noch in einem ziemlich
gnten Zustande, aber in der Nähe ihrer Einmünduug geht sie schon ganz bedenklichen Zuständen
entgegen, wie ich dies aus eigener Erfahrung weiß. Es ist hoch nothwendig, daß hier etwas
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geschieht, daß die Straße wieder in eine geordnete Verwaltung übernommen wird, und ich
beziehe mich hierbei auf das, was wir gestern von dem Herrn Abgeordneten Fritzen gehört
haben, daß es sich sehr empfehle, wenn die Straßen znr richtigenZeit unterhalten werden, wenn
man sie nicht verkommen lassen will. Ich mochte mir deshalb erlauben, den Antrag zu stclleu -

„Der hohe Landtag wolle sich damit einverstanden erklären, daß die sogenannte
Veckmcmn'sche Straße, soweit sie in der Rhcinprouinz belegen ist, dem Provinzial-
verbände zur Unterhaltung und Verwaltung übergeben und der Provinzialausschnh
beauftragt werde, mit der Königlichen Staatsregierung wegen Gewährnng einer
angemessenenEntschädigung in Verhandlung zu treten."

Landcsdirektor Klein: Meine Herren! Ich glaube, ich gebe der allgemeinen Stimmung
Ausdruck, wenn ich diesen Antrag als etwas harmlos bezeichne. Mit der provisoriscbenUeber¬
nahme von Landarmen haben wir so böse Erfahrungen gemacht, so daß wir dieselben uicht
vermehren möchten. Uebernummcu ist etwas bald, aber los werden, das ist die Frage. Ich
glaube nicht, daß wir Glück bei der Staatsregierung in der Frage der Entschädigung haben
würdeu, weun wir ohue Weiteres die Straße übernehmen. Ich verkenne gewiß nicht, daß die
^age der beiden Städte eine recht mißliche ist. Es liegt hier indessen ein Lapsns vor, welchen
wir nicht verschuldet haben, sondern der bei Erlaß des Dutatiousgesetzes untergelaufen ist.
Das Dotationsgcfctz hat nicht der Provinz auf der eiueu Seite eine bestimmte Summe als
Pauschale überwiesen und dagegeu auf der anderen Seite derselben die unbegrenzte Last auf¬
erlegt, alle Verpflichtungen des Staates hinsichtlich der Unterhaltung von Straßen zu über¬
nehmen, fondein das Dotationsgesetz hat vielmehr den Provinzialverbänden, wie es im §. 18
heißt: „Die Verwaltung einfchließlichder technischen Bauleitung, sowie die Unterhaltung der
bereits ausgebaute,: Staatschaussccu und derjenigen chanssirten Straßen übertragen, welche aus
den den betreffendenCommunalverbänden durch dieses Gesetz bezw. durch die früherm Dotations-
gesctze überwiescnenFonds ausgebaut werdeu nnd uicht in die Verwaltung uud Uuterhaltuug
an Dritte übergehen." Hierdurch siud deu Provinzen genau bestimmte Straßen zur Uuter¬
haltuug überwiese,: worden. Die Höhe der Dotationsrente für die Straßenuntcrhaltnng ist
für jede Provinz uach der Kilometcrzahl und den Unterhaltuugskosteu, welche bisher auf diefe
Straßen verwendet worden sind, festgestellt worden. Zu den also übertragenen Straßen zählt
die Veckmannstraße nicht. Wenn man zur Zeit des Erlasses des Dutatiousgesetzes au diese
Straße gedacht hätte, so würde man für die Nheiuprovinz eine Snmme in Reserve gestellt
haben, welche als zusätzliche Rente vom Tage der Uebernahme dieser Straße ab an die Provinz
hätte gezahlt werdeu müssen. Dies ist nicht geschehen uud ist, wie die Verhältuisse liegen, die
Nheinprovinz nicht verpflichtet, die betreffende Straße zu überuehmeu. Ob für die Königliche
Staatsregierung ans dem Vertrage, welcherüber den Bau dieser Straße geschlossen worden ist,
eine rechtliche Verpflichtung hervorgeht, die Straße zu übernehmen, das ist eine Frage, welche
zwischen den damaligen Contrahenten bezw. deren Rechtsnachfolgernausgetragen werden muß.
Es will mir fcheincn, als wenn eine solche Verpflichtung sich nicht so ohne Weiteres abweisen
läßt. Es heißt nämlich in dem Vertrage: „Nach Ablauf des fünfzigstenJahres treten sie (die
Unternehmer) oder deren Erben .... ohne weiteres Entgelt die Straße in völlig gutem
Zustande an deu Staat ab, uud zwar die Vauketts uud Gräbeu nach deu Dimensionen des
Projekts, die Steiubahu iu der Stärke der ersteu Anlage und die Brücken und Durchlässe iu
gut erhaltenem Zustande. Es wird das Versäumte auf ihre Kosteu hergestellt, sofern sie dies
nicht binnen 3 Monaten selbst bewerkstelligen....
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Der Staat zieht von dieser Zeit an das Wegegeld und unterhält die Straße. Die
HeckinghauserWupperbrücke gehört als besonderesEigenthum der Unternehmer nicht mit zu deu
nach Ablauf der 50jährigen Concessionsfrist an den Staat abzutretenden Brücken."

Nach dieser Bestimmung des Vertrages sollten die Unternehmer ein Doppeltes erhalten,
einmal auf 50 Jahre das Wegegeld, um sich für die Baukosten schadlos zu halten, und das
andere Mal die Gewißheit, daß der Staat nach 50 Jahren au ihre Stelle treten und die
ihren Interessen dienendeStraße weiter unterhalten würde. Ich pflichte nun dem Herrn Abgeord¬
neten Kattwinkel darin allerdings bei, daß die einfachste und fchucllste Lösung darin liegen
würde, wenn die Provinz provisorisch die Straße übernimmt, allein das Bedenklichehierbei ist
nur, was alsdann weiter geschehen soll. Ich befürchte, daß, wenn wir die Straße einmal haben,
wir uns vergeblichbemühen werden, für deren Unterhaltung vom Staate nachträglich irgend
Etwas zu erhalten. Ich meine, wenn hierüber mit der Staatsregicrung verhandelt werden
soll, dann verhandeln wir besser, ehe diese Straße übernommen ist, als wenn ein lait 2«oinr>1i
in dieser Hinsicht vorliegt, und möchte ich deshalb den Antrag des Pruvinzialausschnsses nochmals
bei Ihnen empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr AbgeordneteEisenluhr hat das Wort.
Abgeordneter Eisenlohr: Ja, meine Herren, was sollen die Städte thun? Sie können

doch nicht die Straße übernehmen. Nun verfällt die Straße und es ist eine wichtige Straße,
es ist kein Gemeindeweg, es ist eine Straße, die zur Verbinduug mit der ganzen hinterlicgcnden
Gegend von ungeheuerer Bedeutung ist. Sie darf doch nicht verkommen. Sie ist aber gegen¬
wärtig in einem Znstande, daß sie nicht zu Passiren ist. Der Herr Kollege hat das ebeu schon
geschildert. Es muß durchaus Abhülfe geschaffen werden. Ich bin der Ansicht, daß doch wohl
der Provinzialausschuß den Antrag der Stadt Barmen nicht abweisen darf.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Jetzt ist Niemand weiter zum Wort gemeldet.
(Abgeordneter Koch: Ich bitte ums Wort.) Sie haben das Wort, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Koch: Meine Herren! Der Ausführung der Bestimmung des Vertrages,
daß der Staat die Straße übernimmt, das Wegegeld weiter erhebt und damit die Straße
unterhält, ist von den Gemeinden kein Hinderniß in den Weg gelegt worden. Die Gemeinden
haben den Staat nicht daran gehindert, das Wegegeld weiter zu erheben, der Staat hat aus
freien Stücken die Erhebung des Wcgcldes eingestellt. Nuu können doch jetzt unmöglich die
Gemeinden zur Unterhaltung herangezogen werden, weil der Staat die vertragsmäßig ihm
obliegende Pflicht der Unterhaltung ablehnt.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich schließedie Diskussion. Wir kommen zur
Abstimmung.

Meine Herren! Ich werde zunächst zur Abstimmung stellen den Antrag des Herrn
Abgeordneten Kattwinkel. Wenn derselbe angenommen wird, so entfallen damit die Anträge
des Provinzialausschusscs und die Sache wäre erledigt. Sie eutbinden mich wohl von der Ver¬
lesung dieses Antrages. (Zurufe.) Es wird doch gewünfcht, daß der Antrag verlefen wird.
Er geht also dahin:

„Der hohe Landtag wolle sich damit einverstanden erklären, daß die sogenannte
Veckmann'schc Straße, soweit sie in der Rheinprovinz belegen ist, dem Provinzial-
verbande zur Unterhaltung und Verwaltung übergeben und der Provinzialausschuß
beauftragt werde, mit der Königlichen Staatsrcgierung wegen Gewährung einer
angemessenenEntschädigung in Verhandlung zu treten."
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Ich bitte diejenigen Herren, welche diesem Antrag zustimmen wollen, sich zu erheben.
(Geschiebt.) Das ist die Minderheit.

Ich bitte nunmehr diejenigen Herrn, welche dem Antrage des Ausschussesbeitietcn
wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die große Mehrheit. Der Autrag des Ausschussesist angenommen und der
Gegenstand erledigt, und damit hätten wir die Tagesurdming erschöpft.

Noch einen Augenblick,meine Herren, nur haben uns noch über die Tagesordnung für
morgen zu verständigen. Ich würde Ihnen vorschlagen,diese Tagesordnung fo zn gestalten:

Eingänge.
Bericht über den Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Errichtung des Kaiser-

Wilhclni'Dentnials in der Nheinprovinz.
Bericht und Anträge des Provinzinlnusschussesüber die aus Aulaß des Gesetzesüber

Kleinbahnen nnd Privatnuschlußbahuenvom 28. Juni 1892 zu treffendenMaßnahmen.
Antrag der Wahlprüfuugscoinmissiouhinsichtlichder Vorprüfung der Verhandlungen über

die Ersatzwahlenzum Provinzinllandtag in den Krcifen AnchewLand,BarmemStadt, Coblcnz>Stadt,
Düre», Kreuznach, Mnyeu, Ottwciler, Saarbrücken, St. Goar, Solingen und Zell.

Antrag der I. Fachconnnission zum Etat des Provinziallanotngs, des Proviuzialausschufses
»nd der Provinzinl Central Vcr,valtnngsbehördcfür die Etatsjahre 1893/94 und 1894/95.

Autrag der I. Fachcommissiunzum Etat zur Zahlung von Pensionen :c. an Provinzinl
bcnmte uud von Wittwen- und Waisengeldcrn,

Antrag der I. Facheummisfio»zn dem Etat der Besoldungen nnd andern persönlichen
Ausgabe» für die bei der Invaliditäts und Altcrsversicherungsanstaltder Nheinprovinz beschäftigten
Provinzinlbcnmten.

Autrag der 1. Fachcommissiunzu dem Gericht uud zu deu Anträge» des Provinzinl»
misschusses, betreffendErrichtung einer Weinbauschulefür die Nheinprovinz.

Sind die Herren mit diefer Tagesordnung einverstanden?— Dann steht dieselbe fest.
Ich möchte Ihnen zum Schluß noch von einem Gegenstand Kenntniß geben, über den

wir uns frühzeitig einigen müssen,damit die Herren sich mit Ihrer Zeit darauf eiurichteukönnen.
Wir haben jedesmal nach Schluß unserer Tagung ein Festdiner stattfinden lassen, wie sich die
Herren dessen ja entsinnen werden. Bei der letzten Tagnng fand dasselbehier in unserenLandtags-
räumen statt. Es warm mit dieser Wahl des Lokales aber doch manche Nngelegenheiten ver¬
bunden, und ist es darum wohl besser, daß wir nns ein anderes Festlokal suchen. Der größte
Theil derjenigen Mitglieder, mit denen ich Gelegenheit gehabt habe, über diese Sache iu Fühlung
6» treten, war der Meinung, das Festdiner in den schönen Räumen der Tunhalle stattfinden
zu lassen. (Rufe: Einverstanden!) Ich habe mich vorläufig fchuu mit der Verwaltung der Ton¬
halle in Verbindung gesetzt und gehört, daß am Mittwoch Nachmittag resp. Abend der nächsten
Woche einer der schönen Säle der Tonhalle frei sei, uud da dieser Tag auch fo ziemlich in den
Schluß unserer diesmaligen Session fallen wird, so würde ich Ihnen vorschlagen,den bezeichneten
Tag für die Festlichkeitzu wählen.

Ich nehme demnach das EinVerständniß der Herren mit diesem Vorschlag au und werde
un Verein mit einigen Herren Kollegen das Weitere in die Wege leiten.

Die morgige Sitznng würde ich Ihnen vorschlagen, um 11 Uhr begiuncu zu lassen.
Der Heu Abgeordnete Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Friedcrichs: Meine Herren! Ich glaube um 11 Uhr ist zu früh gegen¬
über den vorhergehenden Arbeiten der Commissionen, die in der Regel um 10 Uhr beginnen.
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